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Die vorliegende Bachelorarbeit betrachtet aktuelle Studien sowie Fachliteratur zur Fertilität, 
die sich mit dem historischen und zeitgeistigen Kontext gewollter Kinderlosigkeit in Deutsch-
land beschäftigt.  
Der Schwerpunkt liegt auf den Ursachen und Umständen der Fertilitätsrückgänge und nimmt 
Bezug auf aktuelle Theorieansätze zur Fertilitätserklärung sowie auf familienpolitische Maß-
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Die seit Jahrzehnten anhaltenden niedrigen Geburtenraten in Deutschland werden seit Lan-
gem in der Wissenschaft, der Politik und der Öffentlichkeit diskutiert. Die unüberschaubare 
Anzahl an Forschungsarbeiten zu diesem Thema erschwert es, einen Gesamtüberblick zu er-
halten. Die Debatte wird häufig an den Problemen der Gesellschaft, wie dem drohenden 
Fachkräftemangel oder der Rentenlücke, nach dem Motto: „Ein ewigwährende Untergang“ 
(Etzemüller 2007, Titel) ausgerichtet. Derartige Diskurse sind den Wahrnehmungen und de-
ren Interpretation unterworfen und können daher entgegengesetzt verlaufen bzw. dargestellt 
werden. Eine neue konstruktive Studie einer interdisziplinären Arbeitsgruppe der Berlin-
Brandenburgischen Akademie der Wissenschaft und der Leopoldina – Nationale Akademie 
der Wissenschaften zum Thema Fertilität „Zukunft mit Kindern – Fertilität und gesellschaftli-
che Entwicklung“ (Stock, Bertram, Fürnkranz-Prskawetz u. a. 2012) erforscht die Ursachen 
niedriger Fertilitätsraten in Deutschland, Österreich und der Schweiz umfangreich aus histori-
scher, theoretischer, demografischer, familienpolitischer, medizinischer und biologischer Per-
spektive. Des Weiteren liegen aktuelle Teilforschungsberichte der von der Bundesregierung 
2009 an die Prognos AG in Auftrag gegeben „Gesamtevaluation der ehe- und familienbezo-
genen Leistungen“ (Prognos AG 2012) vor. Die familienpolitischen Maßnahmen sind erst-
mals auf die Vereinbarkeit von Beruf und Familie, auf die wirtschaftliche Stabilität, Armut 
und Armutsgefährdung, soziale Teilhabe von Familien und Fertilität beziehungsweise auf die 
Realisierung von Kinderwünschen wissenschaftlich überprüft worden. Die vorliegende Ba-
chelorarbeit untersucht vor diesem Hintergrund die Kinderlosigkeit aus historischer Perspek-
tive, um herauszufinden, inwieweit niedrige Geburtenraten eine Erscheinung der Moderne 
sind, welche theoretischen Ansätze in Betracht kommen, um das Fertilitätsverhalten zu erklä-




Der Aufbau der vorliegenden Forschungsarbeit orientiert sich vorrangig an der Forschungs-
frage. In diesem Kapitel werden die notwendigen fachspezifischen Begriffe der Fertilitätsfor-
schung, wie die Periodenfertilität oder die Kohortenfertilität, zur Einleitung aufgeführt und 
zum besseren Verständnis der Berechnungsgrundlagen erläutert. Die historische Aufarbeitung 
als Grundlage der Fertilität wird in Kapitel II dargestellt. Zum Verständnis der heutigen Ent-
wicklung wird das Geburtenverhalten unter den gesellschaftlichen Rahmenbedingungen und 
                                                          
1
 Die vorgelegte Forschungsarbeit legt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, sondern lediglich auf die mögliche 
Beantwortung im vorgegebenen Rahmen.  
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aus historischer demografischer Sichtweise zwischen der frühen Neuzeit und dem 20. Jahr-
hundert in Deutschland skizziert. Auch wird Bezug auf die aufkommenden Bevölkerungsfra-
gen im 19. Jahrhundert genommen. Ein ausgewählter Überblick über die theoretischen Ansät-
ze zur Erklärung der Fertilität und des Fertilitätsverhaltens wird im Kapitel III aufgezeigt und 
beschrieben. Unter Einbezug statistischer Werte der Fertilitätsanalyse wird deutlich, dass Fer-
tilität von einer Vielzahl von Einflussfaktoren abhängig ist. Die familienpolitischen Maßnah-
men und ihre Wirksamkeit auf das Fertilitätsverhalten werden im Kapitel IV, anhand des 
Kindergeldes und des Ausbaus der öffentlichen Kinderbetreuungsplätze für die unter drei Jäh-
rigen, beschrieben. Kapitel V fasst alle wichtigen Ergebnisse der Forschungsfrage zusammen.  
Im Folgenden wird kurz auf die wichtigsten Fachbegriffe zum besseren Verständnis einge-
gangen. Fertilität
2
 ist ein demographischer Begriff und Gegenstand der Bevölkerungssoziolo-
gie
3
 und unter ihr wird der soziale Vorgang der Nachwuchserzeugung bzw. das generative 
Verhalten verstanden. (vgl. Niephaus 2012, 50) Mit der Fertilität wird die „Zahl der Kinder, 
die eine Person, eine Gruppe von Personen oder eine ganze Bevölkerung im Lebenslauf oder 
in einer bestimmten Zeitperiode hervorbringt.“ (Gabler Wirtschaftslexikon 2013, Fertilität, 
Herv. d. A. S.) zusammengefasst.  
Die Messung der Fertilität kann auf zwei unterschiedlichen Weisen durchgeführt werden. 
Zum einen misst die Kohortenfertilität die endgültige Kinderzahl eines Geburtsjahrganges. 
Diese Erfassung wird als Längsschnitt bzw. Kohortenmaß bezeichnet. Erst nach Erreichen des 
betreffenden Frauenalters von 45 oder 50 Jahren, d. h. nach dem gebärfähigen Alter einer 
Frau, kann die Kohortenfertilität berechnet werden. Als Indikator wird die zusammengefasste 
Kohortenfertilitätsziffer (CFR - Cohort Fertility Rate oder Completed Fertility Rate) verwen-
det. Die Berechnung
4
 pro Frau ist dann durch 1.000 zu dividieren. (vgl. BiB 2013, Endgültige 
Kinderzahl/ Fürnkranz-Prskawetz, Jaschinski, Kreyenfeld 2012, 117/118)  
                                                          
2
 Weitere Elemente der Bevölkerungsentwicklung sind die Mortalität (Sterbefälle) und die Wanderungsbewe-
gungen (Migration). (vgl. Höpflinger 2012, 12 ff.) 
3
 Die Bevölkerungswissenschaft wird als ein transdisziplinäres Forschungsgebiet verstanden, welches erst unter 
Einbeziehung von Statistik, Ökonomie, Soziologie und Geschichte ermöglicht, demografische Entwicklungen zu 
verstehen. „Ein wichtiges Merkmal der modernen Bevölkerungssoziologie – im weitesten Sinne als gesellschafts-
theoretische Analyse und Diskussion bevölkerungsstatistisch feststellbarer Wandlungen zu verstehen – ist ihre 
disziplinübergreifende Perspektive.“ (Höpflinger 2012, 14, Herv. d. A. S.) 
 
4
 Die Berechnung der Kohortenfertilität ist wie folgt durchzuführen: 
 „Die altersspezifische Geburtenziffer der 15-jährigen Frauen des Geburtsjahrganges y aus dem Jahr t 
+ altersspezifische Geburtenziffer der 16-jährigen Frauen des Geburtsjahrganges y aus dem Jahr t+1 
+ altersspezifische Geburtenziffer der 17-jährigen Frauen des Geburtsjahrganges y aus dem Jahr t+2 usw. bis 




Zum anderen wird mit der Periodenfertilität die Geburtenhäufigkeit einer bestimmten Zeitpe-
riode gemessen und ist somit eine hypothetische Kennziffer. Diese „… gibt an, wie viele Kin-
der je Frau geboren würden, wenn für deren ganzes Leben die altersspezifischen Geburtenzif-
fern des jeweils betrachteten Kalenderjahres gelten würden.“ (BIB 2012, Zusammengefasste 
Geburtenziffer, Herv. d. A. S.). Hier wird als Indikator die zusammengefasste Geburtenziffer
5
 
(TFR – Total Fertility Rate) angewandt. Die Berechnung der TFR ergibt „… sich aus der 
Summe aller altersspezifischen Geburtenziffern von Alter 15 bis 45 bzw. 49.“ (ebd., Herv. d. 
A. S.) und ebenso ist der sich daraus ergebende Wert für die Berechnung pro Frau durch 
1.000 zu dividieren. (vgl. ebd./ Fürnkranz-Prskawetz, Jaschinski, Kreyenfeld u. a. 2012, 117 
ff.) 
Die Definition des damit in Verbindung stehenden Bestanderhaltungsniveaus einer Gesell-
schaft lautet: „Das Bestanderhaltungsniveau entspricht dem Geburtenniveau, bei dem der 
Erhalt der Elterngeneration durch die Kindergeneration gesichert ist ….“ (BiB 2012, Be-
standerhaltungsniveau, Herv. d. A. S.) Veränderungen im Bestanderhaltungsniveau finden 
durch den historischen Rückgang der Sterblichkeit statt. Es müssen 1.000 Mädchen je 1.000 
Frauen (bis 49 Jahre) geboren werden, um von einem einfachen Elternersatz
6
 zu sprechen. Die 
Berechnung erfolgt mittels der zusammengefassten Geburtenziffer, die durch die Nettopro-
duktionsziffer dividiert wird. (vgl. ebd.) 
  
                                                                                                                                                                                     
+ altersspezifische Geburtenziffer der 49-jährigen Frauen des Geburtsjahrganges y aus dem Jahr t+34“ (BIB 
2012, Endgültige Kinderzahl, Herv. d. A. S.). 
5
 „Die zusammengefasste Geburtenziffer gibt an, wie viele Kinder eine Frau durchschnittlich im Laufe des Le-
bens hätte, wenn die zu einem einheitlichen Zeitpunkt ermittelten altersspezifischen Fruchtbarkeitsziffern für den 
gesamten Zeitraum ihrer fruchtbaren Lebensphase gelten würden. Die Werte sind Schätzungen der Weltbank auf 
der Basis verschiedener Quellen (Volkszählungen, United Nations Population Division, Eurostat, nationale 
Statistikämter, nationale Haushaltserhebungen und Macro International)“. (Destatis 2013, Zusammengefasste 
Geburtenziffer, Herv. d. A. S.) 
6
 „Ist die Zahl größer bzw. kleiner als 1.000, hat ein erweiterter oder reduzierter Ersatz der Elterngeneration 
stattgefunden, dies wird mit der sogenannten Nettoreproduktionsziffer berechnet.“ (BiB, Bestanderhaltungs-
niveau, Herv. d. A. S.). Bei der Nettoreproduktionsziffer bzw. Nettoreproduktionsrate wird die Sterblichkeit der 
sich im reproduktiven Alter befindlichen Frauen berücksichtigt. „Wie bei der Sterbetafel wird eine hypothetische 
Generation von in der Regel 100.000 Frauen betrachtet und es wird untersucht, wie viele Töchter diese Frauen 
zur Welt bringen würden, wenn die altersspezifischen Geburtenziffern und die Sterbeziffern des betrachteten 
Kalenderjahres über das gesamte gebärfähige Alter der Frauen gelten würden. Sind von den 100.000 Frauen im 
Laufe ihres Lebens wiederum 100.000 Mädchen zur Welt gebracht worden, beträgt die Nettoreproduktionsziffer 
1, damit hätte ein einfacher Ersatz der Elterngeneration stattgefunden.“ (BiB 2012, Nettoreproduktionsziffer, 
Herv. d. A. S. ) 
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II HISTORISCHE BETRACHTUNG DER FERTILITÄT 
Um den heutigen Fertilitätsdiskurs beschreiben und einordnen zu können, ist es notwendig, 
die geschichtlichen Verhältnisse zu kennen und zu verstehen. Lange wurde angenommen, 
dass homogene Muster in der humanen Fortpflanzung zu finden seien. Neuere historisch-
demografische Forschungen zeigen, dass keine klare Abgrenzung zwischen der vormodernen 
Fortpflanzung und der modernen Intention der bewussten Nachwuchssteuerung möglich ist 
bzw. gezogen werden kann. (vgl. Ehmer, Ehrhardt, Kohli 2012, 32 ff.)  
Zum einen stand das Für und Wider einer Schwangerschaft und Geburt immer im Kontext des 
Individuums und der Gesellschaft. Entscheidungen über Mutter- und Vaterschaft war über 
einen langen Zeitraum eine Pflicht gegenüber einer übergeordneten Instanz wie zum Beispiel 
dem Staat oder der Kirche. Die individuelle Entscheidung des Einzelnen, wie sie heute prakti-
ziert wird, hat sich erst spät durchgesetzt. Zum anderen ist das Verhältnis der übergeordne-
ten Instanzen zueinander von Bedeutung gewesen. So richtete sich auch immer der Fokus 
auf unter anderem ethnische und/oder religiöse Kontexte, die eng mit der Fertilität verknüpft 





 Absichten. Im nachfolgenden Abschnitt werden zum einen die demo-
grafischen Verhältnisse des vormodernen Europa und der Übergang zur Moderne, zum ande-
ren die damaligen Fertilitätsdiskurse, die die Wahrnehmung der Menschen prägten und somit 
auch politisches Handeln legitimierten, beschrieben. (vgl. ebd., 33 ff.)  
  
                                                          
7
 Pronatalistisch: „gegenüber den als erwünscht geltenden Gruppen“ (Ehmer, Ehrhardt, Kohli 2012, 33, Herv. d. 
A. S.) 
8
 Antinatalistisch: „gegenüber unerwünschten Gruppen“ (ebd., 33, Herv. d. A. S.) 
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2.1 Fertilität im 11. bis 18. Jahrhundert 
Im mittelalterlichen beziehungsweise frühneuzeitlichen christlich geprägten Europa galt ein-
zig die Ehe als legitimer Rahmen der Fortpflanzung. Heute unumstritten von der Wissen-
schaft, herrschte in Deutschland das „nordwesteuropäische Heiratsmuster“ (Ehmer, Ehrhardt, 
Kohli 2012, 36, Herv. d. A. S.), das die historische Demografie
9
 als „Europan Marriage Pat-
tern“ (ebd., 35, Herv. d. A. S.) bezeichnet. Die Heirat war an eine wirtschaftliche und unab-
hängige Selbstständigkeit der jeweils Heiratswilligen gebunden. Dies hatte u. a. zur Folge, 
dass Frauen wie Männer ein hohes Heiratsalter hatten, im Durchschnitt 25 bis 27 Jahre sowie 
ein signifikanter Teil von bis zu 20 Prozent der Frauen und Männer zeitlebens unverheiratet 
und kinderlos blieben. (vgl. ebd., 35)  
Das Bedürfnis, sexuelle Beziehungen auch außerhalb der Ehe einzugehen, bestand natürlich. 
Jedoch wurde bewusst versucht, Schwangerschaften zu vermeiden. Auch Textzeugnisse des 
17. und 18. Jahrhunderts der oberen Schichten belegen, dass empfängnisverhütende Möglich-
keiten von Frauen diskutiert worden sind, die nach zwei Geburten keine weiteren Kinder 
wollten. Statistische Werte belegen auch, dass es Abweichungen bei einer größeren Bevölke-




 lassen Rückschlüsse 
auf eine Adaption an soziale und ökonomische Gegebenheiten zu. So ist zum Beispiel nach-
gewiesen, dass im südlichen Ungarn im 18. Jahrhundert Ein-Kind-Familien existierten. So 
beschreibt Ulrich Pfister (1985) dieses Familiensystem in der Oberschicht Zürichs. Auch 
wenn keine Geburtenkontrolle betrieben wurde, kann heute davon ausgegangen werden, dass 
die Möglichkeiten der Einflussnahme bekannt waren und bei Bedarf angewandt wurden. Die 
Einflussnahme auf die Fertilität wurde im 16. bis 18. Jahrhundert mit drei derzeit bekannten 
Methoden durchgeführt: erstens die Empfängnisverhütung, wie unter anderem nicht-vaginale 
Sexualpraktiken oder das Einführen von mit diversen Tinkturen getränkten Schwämmen in 
die Vagina; zweitens die Abtreibung, durch zum Beispiel das Heben schwerer Lasten und 
drittens wurde das Töten der neugeborenen Säuglinge, durch unter anderem bewusste Ver-
nachlässigung oder das Erdrücken, praktiziert. Von der Kirche wurden nicht nur Kindstötun-
                                                          
9
 Daten über Geburten- und Sterberaten wurden größtenteils von staatlichen Einrichtungen, Kommunen und 
Kirchen gesammelt. Im 16. Jahrhundert begannen Kirchen flächendeckend, Registrierungen vorzunehmen. Ab 
1875 wurde in Deutschland ein einheitlich geltendes Register eingeführt. (vgl. Ehmer 2004, 3) 
10
 Die Bezeichnung stopping wird verwendet, wenn von einem Unterbinden weiterer Schwangerschaften, bei 
einer subjektiven Anzahl von überlebenden Kindern, gesprochen wird. (vgl. Ehmer, Ehrhardt, Kohli 2012, 37) 
11
 Spacing hingegen wird verwendet, wenn das Herausschieben der Schwangerschaft bzw. Geburt gemeint ist. 
(vgl. ebd., 37) 
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gen, sondern auch Abtreibungen strafrechtlich verfolgt. Es finden sich im Volksglauben auch 
positive Interpretationen dieser Praktiken, wie den direkten Weg zum Himmel und Schutz vor 
der Sünde auf Erden. Zur intendierten Einflussnahme kommt die natürliche Variation der 
Fruchtbarkeit der Menschen, wie hohe Sterberaten, unzureichende Ernährungszustände, Seu-
chen oder auch die hohe Arbeitsmobilität im vorindustriellen Europa. (vgl. Ehmer, Ehrhardt, 
Kohli 2012, 33 ff.)  
Wie an dieser Stelle ersichtlich wird, war die Anzahl der Kinder eines Ehepaares, bis auf die 
im Durchschnitt sozialen und regionalen Unterschiede, nicht so hoch, wie weitläufig ange-
nommen. Durch die hohe Säuglings- und Kindersterblichkeit
12
 hatte ein Paar durchschnittlich 
oft weniger als fünf Kinder. Zwölf oder mehr Geburten gab es natürlich, aber diese waren 
selten. Bei derartigen Durchschnittsberechnungen ist, wie oben genannt, zu beachten, dass es 
ebenso einen hohen Anteil von Menschen gab, die über ihre ganze Lebensspanne hinweg, 
ungeachtet der Gründe, keine Kinder bekamen. (vgl. Ehmer, Ehrhardt, Kohli 2012, 39)  
Eine demographische Ausnahme stellt der Kinderreichtum des 19. Jahrhunderts im Zuge ge-
sellschaftlicher Modernisierungsprozesse dar. Während des Übergangs vom vormodernen 
Europa zur Industriegesellschaft fanden zum einen Veränderungen zu Fortpflanzung und Se-
xualität, wie ein Ansteigen der unehelichen Geburten in Groß- und Industriestädten, statt. 
Zum anderen brachte dies auch neue Bedingungen und Verhaltensweisen hervor. So stiegen 
beispielsweise die Anzahl verheirateter Frauen- und ebenso die Zahl der Geburten an. Beides 
zusammen bewirkte ein leichtes Ansteigen der Fertilitätsrate. Der Anstieg der Fertilitätsrate 
hatte ebenso zur Grundlage, dass der wirtschaftliche Wert von Kindern zunahm und die Kin-
der- und Säuglingssterberate abnahm. (vgl. ebd., 39 ff.)  
  
                                                          
12
 Von Säuglingssterblichkeit wird gesprochen, wenn der Nachwuchs das erste Lebensjahr nicht erreicht und von 
Kindersterblichkeit, wenn dieser vor dem 15. Lebensjahr stirbt. (vgl. Ehmer, Ehrhardt, Kohli 2012, 39) 
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2.2 Fertilität im 19. und 20. Jahrhundert 
2.2.1 Die Theorie des demografischen Übergangs 
Der Begriff des demographischen Übergangs wurde von NOTESTEIN (1945/ 1950) geprägt 
und stellt ein theoretisches Konstrukt dar, um den Wandel der globalen Bevölkerungsge-
schichte
13
 durch die Industrialisierung und die Modernisierung beschreiben zu können. Es 
wird versucht, Gemeinsamkeiten von demografischen Veränderungen, welche sich unter an-
derem im Europa des 18. und 19. Jahrhunderts, in Kolonien und in Entwicklungsländern des 
20. Jahrhundert zeigten
14
, in eine Reihenfolge zu bringen. Die erste schematische Darstellung 
dieses theoretischen Konzeptes umfasste anfänglich 3 Phasen, wurde jedoch in den 1980er 
Jahren kritisch beurteilt und weiterentwickelt. Die aktuelle, idealtypische Theorie, wie in Ab-
bildung 1 zu sehen ist, umfasst 5 Phasen. (vgl. Bähr, Jentsch, Kuls 1992, 481 ff., Berlin-
Institut 2012, Demographischer Übergang) 
Spezifisch auf Europa und Deutschland bezogen wird der Wandel wie folgt beschrieben: 
Phase 1: (Prätransformationsphase - 
Vorbereitung) Die Geburten- und 
Streberaten waren im vormodernen 
Europa hoch. Die durchschnittliche 
Lebenserwartung war gering und 
das Bevölkerungswachstum war 
folglich mäßig ausgeprägt. (vgl. 
Bähr, Jentsch, Kuls 1992, 481 ff., 
Berlin-Institut 2012, Demographi-
scher Übergang) 
Phase 2: (Frühtransformationsphase - Einleitung) Die Sterblichkeit begann im Zuge des Mo-
dernisierungsprozesses (18. bzw. im Verlauf des 19. Jahrhunderts) zu sinken bei gleichblei-
bend hohen Geburtenzahlen. Dazu stieg die allgemeine Lebenserwartung und es kam zu 
                                                          
13
 Anzumerken ist, dass Veränderungen hinweg über alle Jahrhunderte durch verschiedene Regionen und selbst 
innerhalb von Ländern nicht zeitgleich verlaufen. (vgl. Berlin-Institut 2012, Demographischer Übergang) 
14
 Einflüsse von außen finden im Modell keine Beachtung. „…ein wesentlicher Unterschied: In Europa und 
Nordamerika kam der Übergang zu niedriger Sterblichkeit und weniger Geburten durch die Entstehung moder-
ner, städtischer Industriegesellschaften quasi “von selbst“ in Gang. In vielen Entwicklungsländern war und ist 
dies nicht der Fall.“ (Berlin-Institut 2012, Demographischer Übergang, Herv. d. A. S.). Durch unter anderem 
den Einsatz von Arzneimitteln aus den Industriestaaten vollzieht sich der Übergang wesentlich schneller, als dies 
in Deutschland (Königreich Preußen, Deutsches Reich und BRD bzw. Deutschland) beziehungsweise Europa der 
Fall war. (vgl. ebd.) 
Quelle: Linksdemografie 2013 
Abb.  1: Idealtypischer Verlauf des demographischen Übergangs 
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einem Bevölkerungsanstieg. (vgl. Bähr, Jentsch, Kuls 1992, 481 ff., Berlin-Institut 2012, De-
mographischer Übergang) 
Phase 3: (Mitteltransformationsphase – Umschwung) Die Lebensbedingungen veränderten 
sich. Die Geburtenzahlen begannen zu sinken, damit reagierten die Familien auf die abneh-
mende Säuglings- und Kindersterblichkeiten. Folglich verlangsamte sich das Wachstum der 
Bevölkerung. (vgl. Bähr, Jentsch, Kuls 1992, 481 ff., Berlin-Institut 2012, Demographischer 
Übergang) 
Phase 4: (Spättransformationsphase – Einlenkung) Die Folge davon war, dass sich die Gebur-
ten auf ein niedriges Niveau einpendelten. (vgl. Bähr, Jentsch, Kuls 1992, 481 ff., Berlin-
Institut 2012, Demographischer Übergang) 
Phase 5: (Posttransformationsphase – Ausklingen) In der schematischen Darstellung (Abb. 2) 
zeigt sich ein Annähern bzw. Gleichgewicht der Geburten- und Sterberaten. Die Erfahrungen 
aus den letzten 30 Jahren Europas zeigen jedoch, dass die rohe Fertilitätsrate deutlich unter 
die rohe Sterberate sank. (vgl. Bähr, Jentsch, Kuls 1992, 481 ff., Berlin-Institut 2012, Demo-
graphischer Übergang) 




Quelle: Bähr, Jentsch, Kuls 1992, 481 
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Die Kritikpunkte an diesem Modell lassen sich wie folgt zusammenfassen: 
1. Das Modell kann die europäische Bevölkerungsgeschichte und Entwicklung nicht dif-
ferenziert genug erfassen. Forschungen der letzten 30 Jahre belegen enorme Unter-
schiede beim Rückgang der Fertilitäts- wie auch der Mortalitätsraten. Keine Beach-
tung finden die Zeitunterschiede zu Beginn des Übergangs. Die darauf wirkenden Ein-
flüsse und Eingriffe, wie natürliche Bevölkerungsbewegungen oder auch die Dauer 
des Transformationsvorgangs, bleiben somit unberücksichtigt. Ebenso weisen die Hö-
he und der Abstand der Sterbe- und Geburtenziffern eine enorme Distanz auf.
15
 (vgl. 
Berlin Institut/ Bähr, Jentsch, Kuls 1992, 491/ Berlin-Institut 2012) 
 
2. Der theoretische Ansatz hat keine Allgemeingültigkeit und ist immer auch von kultu-
rellen Gegebenheiten abhängig. (vgl. Bähr, Jentsch, Kuls 1992, 492, Berlin-Institut 
2012, Demographischer Übergang) 
 
3. Die bestimmenden Faktoren und die Korrelationen sind nicht hinreichend geklärt. Die 
hypothetisch angenommene enge Beziehung zwischen Fruchtbarkeit, Urbanisierung 
und Industrialisierung trifft selbst in Europa nur bedingt zu. Ebenso ist es aus heutiger 
Sicht noch nicht ausreichend gelungen, die Relationen zwischen Mikro-, Meso, und 
Makroebene zu verbinden. (vgl. Bähr, Jentsch, Kuls 1992, 492, Berlin-Institut 2012, 
Demographischer Übergang) 
 
4. Zugleich können mit dem Modell keine Prognosen, wie unter anderem über Fertilität- 
und Mortalitätsraten, über den zeitlichen Ablauf, die Abfolge der Veränderungen der 
Fertilitäts- und Mortalitätsraten, getroffen werden. Auch wenn der Wandel vollendet 
ist, kann nicht abgleitet werden, welche Bevölkerungsentwicklung eintritt. Es ist nicht 
auszuschließen, dass beispielsweise das Fertilitätsniveau langfristig unter das Mortali-
tätsniveau sinkt und somit eine degressive Bevölkerungsentwicklung in Gang gesetzt 
wird. (vgl. Bähr, Jentsch, Kuls 1992, 492, Berlin-Institut 2012, Demographischer 
Übergang) 
                                                          
15
 Die Kritik kann mit dem variablen Modell des demographischen Übergangs eine angemessene Berücksichti-
gung finden, da es verschiede Kurven aufweist (jeweils für Sterbe- wie Geburtenrate) und somit flexibler ist. 
(vgl. Uni Protokolle) 
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2.2.2 Die Geburtenrückgänge 
Der Geburtenrückgang (Abb. 2) des 20. Jahrhunderts wurde gemäß der Theorie des demo-
grafischen Übergangs lange als zusammenhängender Prozess interpretiert. Die Kritik in den 
80er Jahren an dem Konzept hatte zur Folge, dass erstmals durch LESTHAEGHE und VAN 
DE KAA ein Versuch unternommen wurde, zwischen erstem und zweitem Geburtenrückgang 
zu unterscheiden. Der Fertilitätsrückgang vollzog sich danach zwischen 1870 und 2010 in 
fünf Phasen: 
1. Phase: 1870 bis 1920  Säkularer Fertilitätsrückgang 
2. Phase: 1920 bis 1945  Relative Stabilisierung (2,0 bis 2,5 Geburten) 
3. Phase: 1945 bis 1965  Babyboom 
4. Phase: 1965 bis 1985  Zweiter Fertilitätsrückgang 
5. Phase: 1985 bis 2010  Relative Stabilisierung (1,3 bis 2,0 Geburten) (vgl. Eh-
mer, Ehrhardt, Kohli 2012, 44) 
Der Ansatz wird kontrovers diskutiert. Jedoch beschreibt dieser, dass beide Fertilitätsrück-
gänge Gemeinsamkeiten aufzeigten und ebenso partiell unter unterschiedlichen sozialen Hin-
tergründen stattfanden. Eine Affinität zeigte sich auch darin, dass der Anteil der unehelichen 
Geburten anstieg. Diskrepanzen finden sich daneben im traditionellen Familien- und Heirats-
verhalten, welches im ersten Geburtenrückgang eine Aufwertung erfuhr, während der zweite 
Geburtenrückgang in einen dynamischen Wandel der Formen des Zusammenlebens eingebet-
tet war. Dies bedeutete beispielsweise, dass Lebensgemeinschaften von unverheirateten Paa-
ren zunahmen und somit gesellschaftliche, wie auch rechtliche Akzeptanz fanden. (vgl. Eh-
mer, Ehrhardt, Kohli 2012, 44, 45) 
Auch die Variabilität der Ursachen der Geburtenrückgänge zeigt sich zum einen in den Ent-
scheidungen der sozialen Bevölkerungsgruppen, die durch ein hohes Maß an Eigenwilligkeit 
und individueller Entscheidung gekennzeichnet sind. So verdeutlichen die Datensammlung 
des Princeton European Fertility Projekts und anderer lokaler Studien zur historischen De-
mographie, dass auch unter ähnlichen ökonomischen Rahmenbedingungen und in direkter 
Nachbarschaft lebende Bevölkerungsgruppen teilweise sehr unterschiedliche demographische 
Kennziffern aufweisen können. Es existiert demnach kein direkter Zusammenhang zwischen 
dem ökonomischen Stand und dem Geburtenniveau einer Bevölkerungsgruppe oder einer 
Gesellschaft. Auch übergreifende kulturelle Muster sind nicht ausreichend differenziert, um 
lokale Traditionen und Netzwerke, an denen sich Bevölkerungsgruppen orientieren, zu erfas-
sen. (vgl. Ehmer, Ehrhardt, Kohli 2012, 46)  
II HISTORISCHE BETRACHTUNG DER FERTILITÄT 11 
 
 
2.2.3 Kontexte des säkularen Geburtenrückgangs 
Noch zwischen 1816 und dem 27.07.1914 (Vorabend des 1. Weltkrieges) war ein enormes 
Bevölkerungswachstum
16
 von geschätzten 25 Millionen auf rund 68 Millionen Menschen in 
Deutschland zu verzeichnen. Doch bereits zu Beginn des 20. Jahrhunderts war erstmals ein 
signifikanter Rückgang der Geburten neben den kriegsbedingt auftretenden Schwankungen zu 
beobachten, wie in Abbildung 3 zu sehen ist. (vgl. Ehmer 2004, 6 ff.) 
Abb. 3: Fertilitätsentwicklung zwischen 1841 und 1997 (ab 1949 BRD und DDR) 
 
Quelle: Ehmer 2004, 735         
Eine der erheblichsten und langfristigen Wandlungen der Neuzeit und eine anzunehmende 
Ursache für den ersten Geburtenrückgang ist die Aufwertung des Individuums „in emotiona-
ler, kultureller, sozialer, wirtschaftlicher und rechtlicher Hinsicht…“ (Ehmer, Ehrhardt, Kohli 
2012, 47, Herv. d. A. S.), welche natürlich ebenso die Aufwertung des Kindes einschloss. Die 
Fertilität des 19. und 20. Jahrhunderts weist auf die Entwicklung der Geburtenplanung bzw. 
der Empfängnisverhütung hin. Dies stellt jedoch keinen Ausdruck von Kinderfeindlichkeit 
dar, sondern wird vielmehr als eine wechselseitige Beziehung zur Aufwertung der Kindheit 
anerkannt. (vgl. ebd., 47 ff.) 
                                                          
16
 Grundsätzlich wird Bevölkerungswachstum bedingt durch weniger Sterbefälle bei einer steigenden Geburten-
rate. Zusätzlich relevant ist eine geringere Zuwanderung statt Abwanderung. Im 19. Jahrhundert gilt lediglich der 
Geburtenüberschuss als Grundlage des Bevölkerungswachstums. So wurden vor Reichsgründung jedes Jahr 
durchschnittlich rund 10 Menschen pro 1000 Einwohner mehr geboren als starben. Wie unter 2.3.1 beschrieben, 
lag das Geburten- und Sterbeniveau, welches für die vorindustriellen Gesellschaften bezeichnend ist, immer 
noch hoch, jedoch nahmen auch Seuchen, Hunger und Kriege ab. Der Geburtenüberschuss stieg im Kaiserreich 
weiter an. Zur Jahrhundertwende wurde dieser jedoch begründet durch eine weiter zurückgehende Sterblichkeit. 
Zuwanderung spielte dabei keinerlei Rolle, da in dieser Zeit Deutschland ein Auswanderungsland war (ca. 5 
Millionen Deutsche wanderten aus).(vgl. Ehmer 2004, 9) 
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Noch 1765 hieß es: „Aus Kindern werden Erwachsene. Man muss für die Erhaltung der Kin-
der also durch eine besondere Beaufsichtigung der Väter, Mütter und Ammen sorgen.“ (ebd., 
49, Herv. d. A. S.). Drei Jahrzehnte später wurde das Stillen
17
 im Allgemeinen Landrecht für 
die Preußischen Staaten
18
 unter den festgeschriebenen wechselseitigen Rechten und Pflichten 
zwischen Eltern und Kindern verankert. Das Kind wurde mehr und mehr zum Rechtssubjekt. 
Das Vernachlässigen beziehungsweise das Töten von Kindern wurde damit delegetimiert. 
Über Belange privater oder erzieherischer Art konnten die Eltern weiter frei entscheiden. Vor 
der Industrialisierung umfasste „ Familie“  ein ganzes Haus. Zu den Eltern und Kindern wur-
den auch Mägde als zur Familie gehörend gezählt, weil alle gemeinsam die Existenzgrundlage 
erarbeiten mussten. Mit beginnender Industrialisierung trennte sich die Erwerbsarbeit von der 
Familienarbeit. Die Frau wurde als gleichwertiger angesehen, als dies in der Vormoderne der 
Fall war. Die Folge war, dass Frauen nun eine Doppelrolle, z. B. Fabrikarbeit und Hausarbeit, 
erfüllen mussten. Allmählich erfuhr die Kindheit eine Art der Aufwertung. Immer mehr Kin-
der wurden in das Schulwesen integriert, was einen Aufschub zum Eintritt in das Arbeitswe-
sen bedeutete. Auch wenn der freiwillige Schulbesuch noch lange nicht auf die ganze Bevöl-
kerung zutraf und häufig von Unterbrechungen geprägt war, stieg die Anzahl der Kinder, wel-
che die Schule
19
 besuchten, kontinuierlich an. (vgl. ebd., 49) 
2.2.4 Kontexte des zweiten Geburtenrückgangs 
Der zweite Geburtenrückgang fand unter den Veränderungen im Heiratsverhalten und der 
Wandlungen der Familienstrukturen beziehungsweise Lebensformen statt
20
. Die Geburtenzahl 
sank nach dem Baby-Boom unter das Bestanderhaltungsniveau. Ebenso stieg das Heiratsalter 
                                                          
17
 Schon u. a. Rousseau (Pädagoge im 18. Jahrhundert) sah im Stillen „eine moralische Pflicht von Müttern, da 
es die Grundlage für eine enge Mutter-Kind-Bindung legen und die Überlebenschancen von Kindern erhöhen 
würde.“ (Ehmer, Ehrhardt, Kohli 2012, 48, Herv. d. A. S.). Das Stillen führte zu einer sinkenden Säuglingssterb-
lichkeit, es senkte die Fruchtbarkeit und führte damit zu einer sinkenden Geburtenzahl. Die Säuglingssterblich-
keit Anfang des 19. Jahrhunderts betrug in Süddeutschenland noch 40 Prozent. Die Sterblichkeit war in anderen 
Dörfern nur halb so hoch, was sehr wahrscheinlich auf das Stillen zurückzuführen ist. (vgl. ebd.) 
18
 Zweiter Teil Allgemeines Landrecht für die Preußischen Staaten § 67: „Eine gesunde Mutter ist ihr Kind 
selbst zu säugen verpflichtet.“ (Schlumbohm 1983,47, Herv. d. A. S.) 
19
 Bis in die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts waren die Lehrerbildung und somit auch der Unterricht von nied-
riger Qualität. Preußen sah die Durchsetzung des Schulbesuches und das Verbot der Kinderarbeit, in einem sich 
stufenweise vollziehenden Prozess, zunehmend als eine zentrale Aufgabe des Staates an. Da, wo die Kinder-
arbeit das gesamte Haushaltseinkommen (ländliche Bevölkerung, Arbeiter) ausmachte, war dieses Ziel bis in die 
Zwischenkriegszeit nur schwer durchzusetzten. Dies und die gesellschaftliche Wahrnehmung der Kinder, die als 
anspruchslos und anpassungsfähig galten, legitimierte Kinderarbeit weiterhin. (vgl. Ehmer, Ehrhardt, Kohli 
2012, 50 ff.) 
20
 Anlage 1 enthält eine Tabelle mit den gesamtgesellschaftlichen Rahmenbedingungen des zweiten Geburten-
rückgangs. 
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wieder an und somit verzögerte sich die Geburt des ersten Kindes zunehmend. Die Gesell-
schaft entwickelte sich hin zur Individualisierung. Dies spiegelte sich beispielsweise in der 
Aufwertung der Menschenrechte oder im Wandel zum Bildungsbürgertum wider. (vgl. Eh-
mer, Ehrhardt, Kohli 2012, 51) 
Die Grundbildung durch die Schule, als staatliche Einrichtung, wurde schon zur Jahrhundert-
wende in Gesetzen verankert. Die Aufwertung der Kindheit an sich setzte sich durch die 
Unterbrechungen und der teilweisen Rückschritte wie der beiden Weltkriege und der Welt-
wirtschaftskrise erst um 1960 wieder fort. Mit den steigenden Löhnen wurde der Mann zum 
Hauptverdiener, während die nicht-erwerbstätige Frau zum Ideal wurde. Damit veränderte 
sich auch die Rolle der Kinder. Die Erwerbsquoten der 15- bis 19jährigen sanken mit der Bil-
dungsexpansion, wodurch der Anteil von Kindern, die die u. a. Mittelschule besuchten, enorm 
anstieg. Auch darüber hinausgehende Qualifikationen, die bis dahin sehr ungleich in den Be-
völkerungsschichten verteilt waren, hatten einen höheren und gerechteren Anstieg zu ver-
zeichnen. Die Differenzen zwischen der Stadt und Landbevölkerung nivellierten sich allmäh-
lich. (vgl. ebd.) 
Die rechtliche Aufwertung wurde unter anderem durch die UN-Deklaration zu den Rechten 
von Kindern (1959) gefördert. Das Kindeswohl rückte massiv in den Vordergrund, wodurch 
die rechtliche Entscheidungsfreiheit der Eltern eingeschränkt wurde. Eine Nivellierung in 
diesem Kontext erfuhren auch uneheliche und eheliche Kinder sowie Heimkinder. Ebenso 
änderte sich die Wahrnehmung der Pädagogen und Psychologen durch die sich etablierende 
Entwicklungspsychologie
21
. Das Bild des Kindes veränderte sich damit ins Entgegengesetzte. 
(vgl. ebd., 52)  
Die traditionelle Kleinfamilie
22
 (wie schon beschrieben) wurde in den 1950er und 1960er Jah-
ren von den meisten Familien gelebt. Sie ist in dieser Zeit zur „Normalfamilie“ stilisiert wor-
den und wird ebenso als eine Ursache des zweiten Geburtenrückgangs verstanden. Mit zu-
                                                          
21
 „Die Entwicklungspsychologie befasst sich mit der Beschreibung, Erklärung und Optimierung von relativ 
überdauernden intraindividuellen Veränderungen im menschlichen Erleben und Verhalten über die gesamte 
Lebensspanne hinweg, d.h. ab vorgeburtlicher Entwicklung bis ins hohe Alter und zum Tod.“ (Deutscher Gesell-
schaft für Psychologie 2013, Herv. d. A. S.) 
22
 Als mitunter wichtigstes Merkmal gilt das rigide Rollenverständnis zwischen den Eltern; der Vater als Fami-
lienoberhaupt und Hauptverdiener, die Mutter als Hausfrau und hauptverantwortlich für die Erziehung der Kin-
der. Durch die technische Weiterentwicklung (auch im Haushalt) trat die Bildung immer weiter in den Vorder-
grund. (vgl. Hülskamp 2005, 16) Dieses Familienmodell wurde und wird durch Staat und Kirche geschützt. 
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nehmender Emanzipation der Frau
23
 und der Individualisierung
24
, was beispielsweise zur In-
stabilität von Beziehungen (steigenden Scheidungsraten) beitrug, fand ab 1960 eine fort-
schreitende Pluralisierung der Lebensformen
25
 statt, die bis heute anhält. (vgl. Hülskamp 
2005,16 ff.) 
2.3 Bevölkerungsdiskurse 
Um den geschichtlichen Vorgang der Fertilität präziser und verständlicher einzuordnen und 
Verbindungen mit- und untereinander verstehen zu können, ist es von Nutzen, sich die Ent-
wicklung der damaligen Bevölkerungsdiskurse sowie die daraus resultierende Bevölkerungs-
politik dieser zeitlichen Epochen anzusehen. 
Anfänglich wurde im Rahmen der Nationalökonomie des 19. Jahrhunderts die aufkommende 
Bevölkerungsfrage in Europa diskutiert. Mit dem Übergang vom 19. Jahrhundert zum 20. 
Jahrhundert erlangte sie, durch anfängliche Degeneration und gleichzeitigem Einsetzen des 
ersten Geburtenrückganges, bis heute eine enorme Bedeutung. Nach dem ersten Weltkrieg 
löste sich die Bevölkerungsfrage allmählich von der Nationalökonomie und verband sich mit 
der Statistik, Eugenik, Sozialmedizin, Soziologie und der Anthropologie. (vgl. Etzemüller 
2007, 41) 
Die wichtigsten Elemente des Verlaufes der Bevölkerungsdiskurse stellen die Beziehung von 
Bevölkerung und Raum, die sich etablierende Statistik sowie die Verbindung von Politik und 
Wissenschaft, das theoretische Konstrukt nach Malthus, der sich daraus entwickelnde 
Neomalthusianismus, die Rassenhygiene „…und ein optimistisches social engineering.“ 
(Etzemüller 2007, 41, Herv. d. A. S.) dar, die im Folgenden in vier Hauptteilen, nach zeitli-
chen Epochen genordnet, genauer beschrieben werden (vgl. ebd.): 
 
                                                          
23
 Frauen orientierten sich zunehmend an karriereorientierten Lebensentwürfen, während auf familiärer Ebene 
die Rollenbilder der 1960er gelebt wurden. (vgl. Hülskamp 2005 ,17) 
24
 „In der Vormoderne hatte sie kaum bestanden, in der ersten Phase der Individualisierung trug sie entschei-
dend zur Stabilität sozialer Ordnung bei, heute wird sie zum Problem“ (Huinink/ Wagner 1998, 97, zit. n. Hül-
skamp 2005, 17, Herv. d. A. S.) - „Gemeint ist damit die Überfrachtung der Partnerschaften mit Ansprüchen an 
eine dauerhafte, emotionale, romantische Liebe und die Betonung individueller Bedürfnisse und hoher Ansprü-
che an persönlicher Nähe zwischen den Partnern.“ (ebd., Herv. d. A. S.) 
25
 Voreheliches und nicht eheliches Zusammenleben gewannen an Bedeutung; bedingt dadurch eine steigende 
Anzahl außerehelicher Geburten, aber auch durch mehr Scheidungen eine steigende Anzahl von Alleinerziehen-
den und Fortsetzungsfamilien (Patchwork). (vgl. Höpflinger 1997, 42) 
II HISTORISCHE BETRACHTUNG DER FERTILITÄT 15 
 
 
1.  „… eine, noch vage, Verbindung zwischen Zahl und Zustand der Menschen in 
einem Raum sowie Macht und Glanz der Herrschaft.“ (ebd., 16, Herv. d. A. S.) 
Im Mittelalter gab es kein Wissen über die räumlich lokalisierte Bevölkerung. Die Herrschen-
den interessierten sich unter anderem lediglich für die Anzahl ihrer Steuerzahler oder für die 
notwendigen Menschen, die es brauchte um Kriege zu führen. Mit den Anfängen der Neuzeit 
bildeten sich erste sichtbar werdende Bevölkerungen durch allmähliche Zentralisierung he-
raus, was grundlegend für erste Bevölkerungsfragen war. Ab der zweiten Hälfte des 18. Jahr-
hunderts beschäftigten sich Staatstheoretiker mit der Frage: „Wieviel Volk braucht und ver-
trägt eine Herrschaft?“ (ebd., 17, Herv. d. A. S.). Die merkantilistischen Wirtschaftstheorien 
einerseits, was bedeutet: Einerseits Exportverbote der begrenzten Rohstoffe, gleichzeitig eine 
wirtschaftlich Autarkie des Landes durch den Export dieser, um den Reichtum steigern zu 
können. Je größer die Bevölkerung eines Landes, desto mehr Arbeitskräfte für die Produktion 
und Soldaten für die Angelegenheiten im Außen. Von dieser Größe war ebenso die Wohlfahrt 
bzw. die Gesellschaft abhängig. Andererseits musste diese 
Bevölkerung auch ernährt werden. Als zentrale Frage galt: 
„Begrenzt die Menge verfügbarer Nahrungsmittel das 
Wachstum der Bevölkerung oder kann durch deren Wachs-
tum die Nahrungsmittelproduktion erweitert werden?“ 
(ebd., 18, Herv. d. A. S.), deren Beantwortung die Möglich-
keit einer Überbevölkerung ausschloss. Eine größtmögliche 
Bevölkerung galt als Garant für eine hohe Kultur. Ein Be-
völkerungsrückgang war gleichbedeutend mit Verfall und 
Untergang. Eine Erleichterung der Heirat und der Geburten 
wurde u. a. durch Steuererleichterungen gefördert. (vgl. 
ebd., 21 ff./ Ehmer, Ehrhardt, Kohli 2012, 54) 
2. „…die Technik, diese Verbindung zu operationali-
sieren, die Kunst der Politischen Arithmetik
26.“ 
(Etzemüller 2007, 18, Herv. d. A. S.) 
Frühe Statistiken waren anfangs in Textform und Zahlen 
etwas unsystematisch und noch unzuverlässig gefasst. Erstmals konnte erfasst werden, wo 
                                                          
26„Anwendung der Wahrscheinlichkeitsrechnung auf Verhältnisse des Staats u. der Gesellschaft“ (Academic 
2010, Herv. d. A. S.); „Zielsetzungen waren die Erkenntnis gesellschaftlicher und ökonomischer Gesetze und 
deren Anwendung auf politischen Probleme“ (Universallexikon 2012, Herv. d. A. S.). Politische Arithmetik 
verbindet Politik und Wissenschaft (vgl. Etzemüller 2007, 22) 
Quelle: Etzmüller 2007, 24 
Abb. 4: 900jährige Bevölkerungs-
entwicklung in einer Statistik von 
1741 (bereits weiterentwickelte 
Statistik) 
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und wie die Menschen lebten. Es war das Ziel, das Staatswohl durch die Gesamtbevölkerung 
(Nutzwert) zu erhöhen und die Statistiken dienten dazu, eine fokussierte Bevölkerungspoli-
tik
27
 aufzubauen. Es ging um den Versuch, die Lage des Landes und seiner Einwohner geistig 
und materiell abzubilden
28
 und nicht zuletzt „…um die Möglichkeit, durch gezielte, differen-
zierte, maßgeschneiderte Interventionen in der Gesellschaft die Staatsmaschine effektiv zu 
steuern.“(ebd., 19). Die weiterentwickelten Statistiken (Abb. 4) wurden nach und nach in das 
Tagegeschehen (Abbildungen u. a. in der „Zeitschrift für die Gesamte Staatwissenschaft“ oder 
„Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik“) eingebunden und zu einem Teil der Kom-
munikation. Die demografische Diskussion war angeregt. Statistiker verdichteten ihre schon 
bestehenden Netzwerke im In- und Ausland, um Erfahrungen auszutauschen.  
3. „… das dritte wichtige Element für die Genese des Bevölkerungsdiskurses, die Kor-
relation von Bevölkerung und Raum in der Form einer krisenhaften Beziehung.“ 
(ebd., 23, Herv. d. A. S.) 
  
Gegen Ende des 18. Jahrhunderts fand damit eine fundamentale Wende des Bevölkerungsdis-
kurses statt. Ein englischer Liberaler, THOMAS ROBERT MALTHUS, veröffentlichte 1798 
An Essay on the Principle of Population mit der Hauptthese: “Die Menge der Nahrungsmit-
tel ist begrenzt, die Zahl der Menschen also nicht beliebig vermehrbar. Gibt es zu viele Men-
schen, drohen Elend und Not.“ (ebd., 23 ff., Herv. d. A. S.). MALTHUS schuf ein allgemein 
geltendes Bevölkerungsgesetz, hinter dem sich allerdings ein politisches Anliegen, die Re-
formierung der englischen Armengesetzgebung, verbarg. Diese These stellt Bevölkerung und 
Ressourcen in ein konträres Verhältnis zueinander und, so MALTHUS, resultiere das mensch-
liche Elend nicht aus einer Sozial- und Wirtschaftsordnung, sondern aus einem Ungleichver-
hältnis von Bevölkerung und Nahrung. Dieses wiederum werde von der „leichtsinnigen Le-
bensweise der Unterschichten“ (ebd., 25, Herv. d. A. S.) verursacht, die sich ohne jegliche 
Verantwortung fortpflanze. Durch materielle Besserstellung gebären diese noch mehr Kinder 
und würden somit die Nahrungsgrundlage der Menschen bedrohen. Die Armenhilfe wirke 
somit ebenso kontraproduktiv, weil diese den Fleiß der Menschen hemme und Geburten för-
dere. Demographische Katastrophen, wie u. a. Kriege, Seuchen und Hungersnöte, verringern 
                                                          
27
 Die verbunden Ziele damit waren u. a. die Verhinderung von Auswanderung sowie die Förderung der Ein-
wanderung, Bevölkerung von wenig besiedelten Gebieten und nicht zuletzt die Erhöhung von Geburtenraten. 
(vgl. Etzemüller 2007, 18) 
28
 Schweden war im europäischen Raum Vorreiter dieser Politik. Es folgten Tabellenerhebungsbögen, die 1778 
dann ins Deutsche übersetzt wurden. Zuvor hatten auch schon n. a. Hermann Achenwall, August von Schlözer 
oder Johann Peter Süßmilch diese Entwicklung voran getrieben. (vgl. ebd., 23) 
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auf natürliche Weise die Anzahl dieser Menschen auf eine verträgliche Größe. Dies nannte 
MALTHUS positive check. Als preventive check bezeichnete er bei nicht genügendem Ein-
kommen einen freiwilligen Verzicht, zu heiraten und sich fortzupflanzen: Denn ein Arbeiter, 
der heiratet, ohne seine Familie finanzieren zu können, darf als Gegner der Gesellschaft gese-
hen werden und dürfe keine Unterstützung durch die Gesellschaft erfahren. In England führte 
dies 1834 zur Abschaffung der traditionellen Armenhilfe und hatte Auswirkung auf ganz 
Europa. In Deutschland legitimierte diese Theorie zwischen 1820 und 1860 ein Heiratsverbot 
für die Unterschicht. (vgl. Etzemüller 2007, 25 ff./ Ehmer, Ehrhardt, Kohli 2012, 54 ff.) 
 
MALTHUS ist damit der Begründer des Fertilitätskurses im 19. und 20. Jahrhundert. Er defi-
nierte gesellschaftliche Probleme als Bevölkerungsfragen und er selektierte Personengruppen 
nach ihrem sozialen Status; nach denen, die es wert waren, sich fortzupflanzen und jenen, die 
mittels staatlichem Druck daran gehindert werden müssten. Ehmer, Ehrhardt und Kohli 
(2012) führen noch einen dritten Punkt auf: „Die Diskrepanz zwischen Befund und Realität.“ 
(Ehmer, Ehrhardt, Kohli 2012, 56, Herv .d. A. S.). Dass die Ursache der sozialen Probleme in 
der frühen Industrialisierung das schnelle Bevölkerungswachstum und die Proletarisierung 
sei, hält sich in der „historischen Forschung hartnäckig.“ (ebd., Herv. d. A. S.), kann aber als 
falsche Schlussfolgerung bezeichnet werden. Denn es war eher die Ausnahme, dass sich die 
Unterschichten besonders stark vermehrt haben. Zudem formulierte MALTHUS seine Theo-
rie, als das Bevölkerungswachstum im 18. und 19. Jahrhundert eingesetzt hatte und von einem 
noch dynamischeren Wachstum der Wirtschaft begleitet wurde, welches das Essay vollkom-
men außen vor ließ. (vgl. Ehmer, Ehrhardt, Kohli 2012, 56) 
 
Liberale Ansichten und damit einhergehend der Verzicht auf Eingriffe des Staates durch Be-
völkerungspolitik prägten zwischen 1871 und 1918 das Kaiserreich. Im 19. Jahrhundert bilde-
te sich der Neomalthusianismus, welcher eine Geburtenbeschränkung als notwendig bezie-
hungsweise nützlich bezeichnete. Mit Anknüpfung an die Theorie von MALTHUS stellte 
diese sozialpolitische Bewegung dennoch einen Gegenentwurf dar. Die Vertreter riefen auf, 
die empfängnisverhütenden Maßnahmen von Frauen zu respektieren, denn für sie gab es, im 
Gegensatz zu MALTHUS Theorie, einen Unterschied zwischen Sexualität und Fortpflanzung. 
„Geburtenkontrolle wurde als erster Schritt zu bewusster Elternschaft verstanden.“ (ebd., 57, 
Herv. d. A. S.) In Deutschland setzte sich der Neomalthusianismus vor allem in der Weimarer 
Republik durch und war einflussreicher als in anderen Ländern. Die Anhänger traten für die 
Autonomie (soziale, sexuelle und ökonomische Selbstbestimmung) der Frau ein. Es wurde ein 
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Netzwerk von staatlichen und privaten Sexualberatungsstellen geschaffen, die zur Verbrei-
tung von Verhütungsmethoden sowie zur Entkriminalisierung von Abtreibungen beitrugen. 
Diese gesellschaftlichen Veränderungen, durch den Neomalthusianismus und den Paradig-
menwechsel durch eugenische Vorstellungen im späten 19. Jahrhundert, stehen folglich in 
einem engen Zusammenhang mit dem ersten Geburtenrückgang. (vgl. ebd., 54 ff.) 
 
4. „…Bevölkerungspolitik – nun unter eugenischem29 und rassenhygienischem Vor-
zeichen.“ (Ehmer, Ehrhardt, Kohli 2012, 56, Herv. d. A. S.) 
Europäische Gesellschaften schienen im Übergang vom 19. zum 20. Jahrhundert, durch die 
beschriebene, zunehmende Industrialisierung, in eine Krise zu geraten, die Auswirkungen auf 
das soziale Leben hatten. Technisierung, Migration, Veränderungen der Geschlechterverhält-
nisse und Urbanisierung
30
 beschleunigten auch das 
Leben signifikant. Die Arbeiterschaft stieg auf, 
Frauen konnten studieren und durch die Menge der 
Menschen bildeten sich Großstädte. In diesen 
Großstädten wuchsen damit auch die Armut und 
das Elend – die bürgerliche Welt wurde als bedroht 
verstanden. Es war unumgänglich, die zunehmend 
komplexer werdende Gesellschaft durch Interven-
tionen zu optimieren. „…Gesellschaften wurden 
zunehmend mit [u. a.] biologisch-medizinischen 
Methapern beschrieben….“ (Etzemüller 2007, 31, 
Herv. d. A. S.). Sie suggerierten eine Vorwegnah-
me der Zukunft; meist pessimistischer Natur. (vgl. 
ebd., 24 ff./ Ehmer, Ehrhardt, Kohli 2012, 62) Mittels rationalen und gezielten Interventionen 
                                                          
29
 „Wissenschaft von der Verbesserung der Erbanlagen in der menschlichen Bevölkerung (z. B. durch die Zu-
rückdrängung von Erbkrankheiten).“ (Duden 2013, Herv. d. A. S.) 
30Definition: „Prozess der Ausbreitung und Diffusion städtischer Lebens- und Verhaltensweisen (Stadt), wie z.B. 
Haushaltsstrukturen, Konsummuster, berufliche Differenzierung, Wertvorstellungen der Stadtbewohner, und die 
daraus resultierenden Raumstrukturen. Im Vergleich zum Begriff der Verstädterung, der nur auf demografische 
und siedlungsstrukturelle Aspekte abstellt, beinhaltet die Urbanisierung zusätzlich sozialpsychologische und 
sozioökonomische Komponenten. Durch ausgeprägte Land-Stadt-Wanderungen, natürliches Bevölkerungs-
wachstum und Eingemeindungen kommt es zur raschen Einwohnerzunahme im Verdichtungsraum. Von der 
Entwicklung der baulichen Infrastruktur aus betrachtet drückt sich Urbanisierung als Landschaftsverbrauch aus 
und limitiert in den überbauten Gebieten das Leistungsvermögen des Landschaftshaushaltes erheblich. Belas-
tungen und Gefährdungen der Umwelt können die Folge sein.“ (Gabler Wirtschaftslexikon 2013, Urbanisierung, 
Herv. d. A. S.) 
Quelle: Weingart 2012, 19 ff. 
Abb. 5: Eugenische Schautafel, 1923 
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schien die Krise lösbar. Die Überzeugung, eine Gesellschaft zu steuern beziehungsweise wie 
einen Menschen behandeln zu können, bot eine sehr überzeugende wissenschaftliche Lösung 
der Probleme. (vgl. ebd., 31/ ebd., 56 ff.) 
Unrechtes Verhalten, zum Beispiel Kriminalität der Menschen, wurde zu einem Krankheits-
bild transformiert (Abb.5). Die Gesellschaft sollten von krankhaften Erbanlagen gereinigt 
werden. Eine Vermehrung der nicht regelkonformen Gruppen, der Kranken (Geisteskrankhei-
ten und Erbkrankheiten) oder der Armen schwäche die Gesellschaft und ihre Unterstützung 
durch die sozialstaatliche Sicherung würde zwangsläufig zu einer Degeneration der Rasse 
führen (Sozialdarwinismus
31
). Getragen wurde der Glaube32 an die Eugnik nicht nur von den 
Nationalsozialisten, der NSDAP oder der SS. Um dem Szenarium der Degeneration des 
deutschen Volkes entgegenzuwirken, wurden die leistungsstarken, gesunden (sozial, 
medizinisch, rassisch) Familien mit pronatalistischer Politik gefördert. So gab es u. a. 
Ehestandsdarlehen, bei dem 25 Prozent der Darlehenssumme für jedes lebend geborene Kind 
erlassen wurde. Auch Steuernachlässe oder Ehrungen für kinderreiche Familien bzw. Mütter, 
z. B. mit dem Ehrenkreuz der deutschen Mutter, sollten die Geburtenrate steigern. 
Ausgeschlossen von solchen Maßnahmen waren alle die, die als Nicht-Arier und als Asoziale 
bezeichnet wurden beziehungsweise ihre Erbgesundheit nicht nachweisen konnten. (vgl. Eh-
mer, Ehrhardt, Kohli 2012, 60) 
Die antinatalistischen Maßnahmen zielten darauf ab, erbkranken Nachwuchs zu verhindern. 
So wurden bei Kranken, Behinderten und „Minderwertigen“ Zwangssterilisationen 
durchgeführt oder bei „rückfälligen Gewohnheitsverbrechern“ mit Zwangskastration gedroht. 
In den Nürnberger Rassegesetzen wurde zudem die Ehe und der Geschlechtsverkehr mit „ 
Nicht Ariern“, besonders mit Juden, unter hohe Strafen gestellt. (vgl. Etzemüller 2007, 38 ff./ 
Ehmer, Ehrhardt, Kohli 2012, 59 ff.) In Anhang 2 befinden sich die „rassenbiologischen 
Thesen“ von Herman Lundborg, die er 1922 publiziert- und die Etzemüller als „Credo des 
Bevölkerungsdiskurses im 20. Jahrhundert“ (Etzemüller 2004, 38, Herv. d. A. S.) bezeichnet. 
(vgl. ebd.) 
                                                          
31
 Der im späten 19. Jahrhundert entstandene Sozialdarwinismus: „…zielte auf eine „Wiederherstellung“ der 
„natürlichen Auslese“ in der Gesellschaft, auf eine soziale Differenzierung nach Leistung und „naturgegebe-
nen“ Fähigkeiten…“ (Harten, Neirich, Schwerendt 2006, 5, Herv. d. A. S.) ab. 
32
 Große Zustimmung und Hoffnung verbanden auch die Sozialdemokraten, Konservativen, Sozialisten, die 
Frauenbewegung sowie die Eliten in Wirtschaft, Industrie und Verwaltung mit der Eugenik. (vgl. Etzemüller 
2007, 38 ff./ Ehmer, Ehrhardt, Kohli 2012, 59 ff.) 
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Die „…Entdeckung der Zunkunft…“ (Ehmer, Ehrhardt, Kohli 2007, 62 ff., Herv. d. A. S.) und 
„…das Kind als Zukunft zu begreifen…“ (ebd., Herv. d. A. S.) legitimierte unter anderem 
dazu, circa 12 Millionen Deutsche darin zu hindern, Nachwuchs zu zeugen. Diese 
Maßnahmen waren auf grausame Art und Weise wirksamer, denn trotz der Vergünstigungen 
hatte sich die Geburtenrate (durchschnittlich 1,9) in den 1930er und 1940 Jahren, wie in Abb. 
3 zu sehen, nicht erhöht. (vgl. ebd., 60 ff.) 
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III FERTILITÄTSTHEORIEN UND TRENDS 
Im vorangegangen Kapitel wurde auf die historische Fertilitätsentwicklung und die aufkom-
menden Bevölkerungsdiskurse eingegangen. Zum Thema Geburtenverhalten und dessen Ent-
wicklung existiert eine unüberschaubare Anzahl an Forschungsarbeiten. Geburtenverhalten 
kann einerseits auf der Mikro- als auch auf der Makroebene betrachtet werden. Zudem rücken 
die verschieden wissenschaftlichen Disziplinen, wie die Ökologie oder die Soziologie, unter-
schiedlich relevante Aspekte ins Zentrum der Wahrnehmung. Durch diese vorgenommene 
Fokussierung erfolgen wichtige Erkenntnisgewinne, was es jedoch auch erschwert, einen Ge-
samtüberblick zu erhalten. Im ersten Teil dieses Kapitels werden die wichtigsten theoreti-
schen Perspektiven für meinen Forschungsgegenstand, aus dem Lebenslaufkonzept, der evo-
lutionären Anthropologie, der ökonomischen und der soziologischen Theorien der Fertilität, 
beschrieben, auch um Widersprüche und Lücken zu schließen. Im zweiten Teil dieses Kapi-
tels wird neben ausgewählten, grundlegenden, statistischen Daten der Perioden- und der Ko-
hortenfertilität auch auf die kausalen Zusammenhänge von Fertilität und Familienentwick-




3.1.1 Das Lebenslaufkonzept 
Als Rahmenkonzept zur Analyse des Fertilitätsverhaltens dient die Lebenslaufperspektive und 
sie ist von zentraler Bedeutung für die Fertilität. Die gesellschaftlichen Veränderungen zeigen 
sich in den Lebensverläufen und werden davon individuell in biologischer, psychologischer, 
ökonomischer, sozialer und kultureller Hinsicht beeinflusst. Im Folgenden werden Verände-
rungen umschrieben, die sich in den Lebensverläufen widerspiegeln. (vgl. Ehrhard, Huinink, 
Kohli u. a. 2012, 99 ff.) 
Der erfolgte Altersanstieg, seit den 1960er Jahren bei den Erstgebärenden, der hauptsächlich 
auf die Bildungsexpansion, längeren Ausbildungszeiten und folglich, dem späteren Einstieg 
ins Erwerbsleben zurückzuführen ist, wird bei genauer Betrachtung deutlich. Noch 1952 wa-
ren zwei Prozent der unter 22Jährigen, in Westdeutschland an einer Universität immatriku-
liert. Bis 1973 hatte sich dieser Wert auf 12 Prozent versechsfacht. In den 1990er Jahren be-
schleunigte sich diese Entwicklung rasant, sodass 2005 von den 18 bis unter 22Jährigen (Ge-
samtdeutschland) bereits rund 40 Prozent, Männer wie Frauen, ein Studium begonnen hatten. 
Zwei Schlussfolgerungen lassen diese Entwicklung zu: Erstens zeigt sich in der Bevölkerung 
                                                          
33
 In Anlage 3 befindet sich eine schematische Darstellung der Einflussfaktoren auf die Fertilitätsentscheidung.  
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ein starker Anstieg des Bildungsniveaus und zweitens nivellierten sich die geschlechtsspezifi-
schen Unterschiede in der Bildung zwischen Männern und Frauen. Der Einstieg ins Erwerbs-
leben und damit die Realisierung eines Kinderwunsches, wird vermehrt nach hinten verscho-
ben, weil die jungen Erwachsenen während ihrer Ausbildungszeiten stark von ihren Eltern 
abhängig sind. So ist das durchschnittliche Erstgeburtenalter im historischen Vergleich signi-
fikant hoch. Hinsichtlich der Betreuungsstruktur könnten, aus heutiger Sicht, jedoch zwei bis 
drei Kinder einer zwischen 30 und 40jährigen Frau untergebracht werden. Diese Sicht lässt 
den Schluss zu, dass sich zwar das Erstgeburtenalter nach hinten verschoben hat, dies aber 
nicht alleinig auf die Bildungsexpansion zurückzuführen ist. (vgl. ebd.) 
Der sogenannte Nachholeffekt, das Verschieben der ersten Geburt nach hinten, ist in 
Deutschland schwach ausgeprägt und folglich wird das erforderliche Bestanderhaltungsniveau 
nicht erreicht.
34
 Die Geburt eines Kindes ist immer noch ausschlaggebend für den weiteren 
Lebensweg und führt verstärkt dazu, dass die Lebensläufe von Männern und Frauen eine 
unterschiedliche Struktur aufweisen. Die Opportunitätskosten
35
 sind für Frauen umso höher, 
je stärker und länger die Unterbrechungen der Erwerbsarbeit für die Betreuungszeit sind so-
wie die Anstrengungen beziehungsweise Intensität, die aufgebracht werden muss, um dem 
Arbeitsmarkt wieder zur Verfügung zu stehen. Davon sind auch die Differenzen in den Le-
bensläufen von Männern und Frauen gekennzeichnet. Es wird dabei von polaren oder kom-
plementären Lebensverläufen und Geschlechterverhältnissen gesprochen. So ist heute ein 
Großteil der deutschen Frauen mit Kindern erwerbstätig, wenngleich jedoch die durchschnitt-
liche Arbeitszeit der westdeutschen Frauen mit 18,2 Stunden im europäischen Vergleich sehr 
niedrig ist. Ebenso hat Deutschland eine Spitzenreiterposition bei der Länge der Erwerbs-
unterbrechungen
36
 nach einer Geburt, weil der Fremdbetreuung mit Skepsis begegnet wird. 
(vgl. ebd. 101 ff.) 
Die polare Struktur in Lebensverläufen drückt sich durch das Aufschieben der Erstgeburt 
aus. Die Entscheidung für oder gegen ein Kind muss in einem engen zeitlichen Rahmen ge-
troffen werden, da das Alter fortgeschritten ist, jedoch die Menopause nicht. Auch wird in 
                                                          
34
 In anderen europäischen Ländern wird der Aufschub der ersten Geburt nachgeholt und somit sind im letzten 
Jahrzehnt die Fertilitätsraten wieder so angestiegen, dass das Reproduktionsniveau dieser Länder fast erreicht ist. 
Die Lebenslaufperspektive bildet hier einen guten Analysepunkt für das Fertilitätsverhalten und ist für die Ver-
gleiche mit anderen Ländern gut geeignet. (vgl. Ehrhard, Huinink, Kohli 2012, 101) 
35
 So werden die indirekten Kosten bezeichnet, die bei der Kindererziehung entstehen. 
36
 Als Gründe werden unter anderem dafür angegeben, dass erst 2008 das Unterhaltsrecht reformiert wurde. 
Dieses sah vor, dass die Pflicht zu arbeiten, um für den Unterhalt des Kindes mitaufkommen zu müssen, erst mit 
dem 16. Lebensjahr des jüngsten Kindes einsetzt. (vgl. ebd., 102) 
III FERTILITÄTSTHEORIEN UND TRENDS 23 
 
 
diesem Abschnitt des Lebenslaufes von der Rushhour gesprochen. Parallel sind auch andere 
wichtige Entscheidungen zu treffen, wie die berufliche Konsolidierung nach dem Wiederein-
tritt in das Berufsleben. Präzise ausgedrückt bedeutet dies, es sind mehrere Entwicklungsauf-
gaben, die zuvor zeitlich stärker entflochten waren, gleichzeitig zu bewältigen. (vgl. ebd., 
102) 
Dem vergleichsweise hohen Anteil lebenslang kinderlos bleibenden Männern und Frauen 
stehen die Zwei-Kind-Familien gegenüber
37
. Diese sich in Deutschland gegenüberstehenden 
Phänomene der Polarisierung von Familienentwicklung werden als komplementäre Struktur 
bezeichnet. Angenommen wird, dass nach dem mehrfachen Aufschub der Familiengründung 
Frauen sich häufig gegen ein Kind entscheiden, weil die Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
schwierig ist sowie eine Geburt gravierende Nachteile für das Erwerbsleben mit sich bringt. 
Dagegen wird angenommen, wenn sich Frauen für Familie beziehungsweise die Geburt eines 
Kindes entschieden haben und demnach berufliche Einschränkungen hingenommen werden, 
ist es naheliegend, ein zweites Kind zu gebären. (vgl. ebd.) 
Im Zusammenhang mit Fertilitätsentscheidungen zeigen die Lebensläufe auch auf kultureller 
Ebene strukturelle Veränderungen. Aufgrund der kulturellen Entwicklungen verlieren Alters-
normen und normative Lebenslaufmuster durch den Wertewandel immer stärker ihre Ver-
bindlichkeit. In diesem Zusammenhang wird von einer De-Institutionalisierung der Lebens-
läufe gesprochen. Diese De-Institutionalisierung, den Theorien der Individualisierung zufolge, 
führt zu einem intensiveren Wunsch nach Autonomie und ist damit ursächlich für den zweiten 
Geburtenrückgang nach 1960. Nicht revidierbare Verpflichtungen werden vermieden, da die 
individuelle Entscheidungsfreiheit durch Kinder zu stark eingeschränkt wird. Diese Kosten 
werden als biografische Opportunitätskosten bezeichnet. (vgl. ebd., 103) 
3.1.2 Die evolutionäre Anthropologie 
Allgemein erforscht die evolutionäre Anthropologie mithilfe „…vergleichender Analysen von 
Genen, Kulturen, kognitiven Fähigkeiten, Sprachen und sozialen Systemen…“ (Max-Planck-
Institut für evolutionäre Anthropologie, evolutionäre Anthropologie, Herv. d. A. S.) die 
Menschheitsgeschichte und bildet die biologische Grundlage der theoretischen Überlegungen 
des Geburtenverhaltens. (vgl. ebd.) 
                                                          
37
 In Gesellschaften mit komplementärer Ausrichtung bleibt der Anteil der Ein-Kind-Familien vergleichsweise 
niedrig. (vgl. Ehrhard, Huinink, Kohli u. a. 2012, 102) 
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Die Arterhaltung und reproduktive Fitness sind bei der evolutionären Anthropologie zentrale 
Gesichtspunkte, wenn die Fertilität in den Fokus gesetzt wird. In der Forschung wird davon 
ausgegangen, „…dass alle Organismen das Ergebnis von natürlichen und sexuellen Selek-
tionsprozessen
38
 sind und sich im Verlauf der Evolution physische und psychische Eigenschaf-
ten ausgebildet haben, die einerseits eine gute Umweltanpassung und andererseits die Aus-
richtung auf reproduktive Fitness sicherstellen.“ (Ehrhard, Huinink, Kohli u. a. 2012, 77, 
Herv. d. A. S.). 
Ein Unterschied, den es sonst bei keinem anderen Lebewesen gibt, ist dass der Mensch zwi-
schen dem pränatalen Zustand und der Entbindung seine geistigen und körperlichen Anlagen 
noch nicht ausreichend ausgebildet hat. Durch die langsame körperliche und geistige Ent-
wicklung bleibt der Mensch von den Eltern abhängig, wodurch hohe Kosten
39
 entstehen. In 
den ersten zwei bis drei Dekaden des Lebens ist der Mensch eher unproduktiv, danach jedoch 
kann er große Überschüsse produzieren. In welcher Höhe und in welchem Umfang ist beson-
ders abhängig von der Qualität der Eltern-Kind-Beziehung (ebenso der Geschwisterbezie-
hung) sowie von anderen sozialen und entwicklungspsychologischen Bedingungen unter 
denen das Aufwachsen stattfindet. Daraus leitet sich ab, dass die Geburt der eigenen Kinder 
von biologischen wie auch sozialen Faktoren abhängt. Zum Beispiel verläuft in der histori-
schen Entwicklung des Menschen die soziale und biologische Entwicklung konträr (siehe 
auch Fußnote 26). Das Alter bei der ersten Regelblutung ist stetig gesunken, während das 
bereits mehrfach genannte Erstgeburtsalter ab 1960 stark angestiegen ist. Hinzu kommt, das 
vergleichsweise (zu anderen Lebewesen) frühe Einsetzen der Wechseljahre, wobei die Frau 
sich immer noch auf ihrem wirtschaftlichen Höhepunkt befindet. In der evolutionären An-
thropologie wird erstens angenommen, dass dies aus der langen Abhängigkeit der Kinder und 
den draus entstehenden hohen Kosten resultiert. Zweitens lässt sich daraus ableiten, dass die 
noch zur Verfügung stehende Kapazität nicht nur für Reproduktivität der eigenen Kinder, 
sondern generationenübergreifend
40
 genutzt wird. An dieser Stelle erklärt sich auch der Be-
                                                          
38
 Dabei „…handelt sich um zwei unterschiedliche Mechanismen, die sich widersprechen können. Bei der natür-
lichen Selektion geht es um die Anpassung von Gattungen an ihre Umwelt; […] und eine auf diese Bedingungen 
abgestimmte Fortpflanzung sind dafür relevant. Sexuelle Selektion ist das Ergebnis des Erfolgs oder Nichter-
folgs auf dem Partnermarkt.“ (Ehrhardt, Huinink, Kohli u. a. 2012, 77, Herv. d. A. S.)  
39
Unter Kosten in der evolutionären Anthropologie werden Ressourcen sowie die Risiken von Mortalität der 
Eltern und den Kinder verstanden. (vgl. ebd., 77) 
40
 Der Zeitpunkt der kollektiven Betreuung der Kinder variiert stark bei verschiedenen Gruppen und Gesellschaf-
ten. (vgl. ebd., 79) 
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griff der reproduktiven Fitness. Er bedeutet, dass möglichst viele (nicht nur direkte) Nach-
kommen das reproduktive Alter erreichen. (vgl. ebd., 77ff.) 
Ein anderer Aspekt der Kosten ist der nachhaltige Umgang mit den zur Verfügung stehenden 
Ressourcen, die den reproduktiven Erfolg gewährleisten sollen. So wird angenommen, dass 
der entstehende Geburtenabstand durch das Stillen reguliert wird, um eine Aufteilung auf zu 
viele Kinder zu vermeiden. Diese Ressourcen schließen ebenso das kontinuierliche Bereitstel-
len von Interaktion für die Bindungen (z. B. Kind-Mutter-Bindung) ein, um einen sicheren 
Beitrag zur Versorgung zu gewährleisten. (vgl. ebd., 79 ff.) 
Als ein aktiver Vorgang in der evolutionären Anthropologie wird die Anpassung an die Um-
welt bezeichnet. Obwohl stark variierend von kulturellen Umständen, wird die Kindheit als 
Lern- und Wissensphase charakterisiert. Dabei handelt es sich nicht nur um das Überleben 
oder die körperliche Verfassung, sondern über welches Wissen und welche Fähigkeiten das 
Kind verfügt, um weitere Ressourcen erwerben zu können. (vgl. ebd., 79) 
Die evolutionäre Anthropologie gibt damit Aufschluss, wenn auch begrenzt, über wichtige 
Grundlagen
41
 des Fertilitätsverhaltens und tangiert andere Theorien, welche versuchen, Ferti-
litätsentscheidungen mithilfe von Beschreibungen oder Annahmen zu erklären. 
3.1.3 Ökonomische Theorien 
Die ökonomische Fertilitätsforschung hat die wissenschaftliche Diskussion stark beeinflusst, 
weil sie auf Modellannahmen basiert. G. BECKER vertritt mit dem Konzept der ökonomi-
schen Theorie zu Erklärung menschlichen Verhaltens die Auffassung, dass die Entschei-
dung für ein Kind einem Kosten-Nutzen-Kalkül
42
 unterworfen ist (vgl. Seyda 2007, 3). Kin-
der werden dabei als 
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 Die Kritik bzw. die Erklärungslücken: 
 In modernen Gesellschaften vollzieht sich der soziale Wandel zu schnell, sodass die Theorie der Anpas-
sung keine Anwendung findet; 
 zu stark auf biologische und ökonomische Elemente eingegrenzt wird, wobei es die kulturellen Gege-
benheiten vollkommen außeracht lässt; 
 eine sehr vereinfachte und grundsätzliche Annahme der Fortpflanzungsbereitschaft und Fortpflanzungs-
fähigkeit eines jeden Menschen unterstellt und 
 ebenso bleibt eine bewusste Planung der Fertilität, wie die Partnerwahl oder die Planung des Lebenslau-
fes, unberücksichtigt. (vgl. ebd., 81) 
42
 Wenn der Nutzen (inkl. emotionalen Nutzen) höher als die Kosten ist, dann ist davon auszugehen, dass Kinder 
geboren werden. (vgl. Seyda 2007, 3/ Ehrhard, Huinink, Kohli u. a. 2012, 89) 
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 Konsumgüter, welche direkt das Wohlbefinden43 ihrer Eltern steigern, 
 Investitionsgüter bzw. Produktionsgüter, die einen indirekten Nutzen für die Eltern 
darstellen (Erhöhung des Einkommens) oder als sogenannter 
  Versicherungsnutzen, bei Krankheit oder im Alter der Eltern 
konzipiert. Diesen drei Nutzenfaktoren stehen direkte wie auch indirekte Kosten (Opportuni-
tätskosten) gegenüber. Die Höhe der direkten Kosten bezieht sich auf die Anzahl der Kinder 
sowie die Art und Qualität der Ausbildung. Die Dauer der Ausbildung ist dabei entscheidend, 
da in diesem Zeitraum die Kinder von den Eltern versorgt werden müssen. Die indirekten 
Kosten (Oppurtunitätskosten) sind abhängig von den Aktivitäten der Eltern (d. h. Aktivitäten, 
die nicht ausgeführt werden können) sowie dem Aufwand, der betrieben werden muss, um 
Elternschaft und außerfamiliale Aktivitäten zu ermöglichen. So wurde das Aufziehen von 
zwei Kindern bis zum 18. Geburtstag auf 790.000 DM
44
 (Preisniveau von 1990) geschätzt. 
(vgl. Ehrhard, Huinink, Kohli u. a. 2012, 88 ff.) 
BECKER geht weiter davon aus, dass Eltern in modernen Gesellschaften zunehmend in die 
Qualität ihrer Kinder investieren. Um diese zu finanzieren, werden die Geburten begrenzt 
(Substitution von Quantität durch Qualität). Durch die Verschiebung
45
 des Nutzens von Kin-
dern, weg von dem Produktions- und Versicherungsnutzen zugunsten des Konsumnutzens, 
ergeben sich höhere Kosten für ein Kind, infolge der höheren Investitionen (Erhöhung der 
Chancen für sozialen Aufstieg und bessere Konkurrenzfähigkeit auf dem Arbeitsmarkt). Eine 
weitere Erklärung für die hohe Kinderlosigkeit innerhalb der ökonomischen Theorie, wie 
oben genannt, sind die Opportunitätskosten, soweit diese nicht durch einen geringen Kosten-
aufwand, wie unter anderem durch Kindertagesstätten, niedrig gehalten werden. (vgl. ebd., 89 
ff.) 
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 Aus ökonomischer Sicht wird elterliches Handeln als altruistisch bezeichnet, wenn das Wohlbefinden der 
Kinder Teil der Nutzenfunktion der Eltern ist. Vereinfacht bedeutet dies: „…, dass Eltern Freude an der Freude 
und dem Wohlergehen ihrer Kinder haben.“ (Ehrhard, Huinink, Kohli u. a. 2012, 88, Herv. d. A. S.), (vgl. ebd., 
88) 
44
 Geschätzt wurde dabei der Gesamtaufwand. Der durchschnittliche Arbeitsausfall sowie ein fiktiver niedriger 
Stundenlohn für die Betreuungsleistung, den Eltern erbringen, wurden dabei zugrunde gelegt. (vgl. ebd.) 
45
 Durch die gestiegene Erwerbstätigkeit und dem steigenden Lohnniveau der Frauen, sind auch die Kosten für 
die Kinder in den vergangenen Jahren gestiegen. Der Produkt- u. Versicherungsnutzen von Kindern ist durch das 
weiter ausgebaute soziale Sicherungssystem (besonders der gesetzlichen Rentenversicherung) gesunken. (vgl. 
Seyda 2007, 3/ Ehrhard, Huinink, Kohli 2007, 90) Ein anderer Erklärungsansatz Die Theorie der Konkurrenz 
der Genüsse ist eine wohlstandstheoretische Erklärung. Diese Theorie geht von einer Entkopplung zwischen 
Fortpflanzungs- und Geschlechtstrieb aus. Die Fertilität wird als willentliche Entscheidung benannt und der 
Fortpflanzungswille nimmt bei steigendem Wohlstand, der durch veränderte Lebensumstände und mehr Wahl-
möglichkeiten gekennzeichnet ist, ab. (vgl. Krätschmer-Hahn 2012,71) 
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Kinder aufzuziehen bedeutet einen materiellen wie einen emotionalen Aufwand. Dies stellt 
aus ökonomischer Sicht einen Grund für das höhere Alter bei Erstgebärenden dar. Bei der 
ökonomischen Theorie, wie auch bei der reproduktiven Fitness der evolutionären Anthropo-
logie, geht es nicht darum, möglichst viel Nachwuchs zu zeugen, sondern diesen Nachwuchs 
mit Ressourcen auszustatten, die benötigt werden. Es wird ein optimierter Einsatz von Res-
sourcen angestrebt. Im Fall von zu wenig zur Verfügung stehenden Mitteln, was unter Um-
ständen schlechtere Startbedingungen bedeutet, wie aber auch ein zu verschwenderischer 
Umgang damit, wird die Anzahl der Nachkommen begrenzt. (vgl. ebd., 88 ff.)  
Anzumerken ist besonders, dass die ökonomische Forschung durch ihre Beschreibungen zum 
Geburtenverhalten ein „…politisches Bewusstsein für die Kosten von Elternschaft geschaffen 
…“ (ebd., 91, Herv. d. A. S.) hat. (vgl. ebd.)  
3.1.4 Soziologische Theorien 
Die soziologische Theorie value-of-children-approach wurde 1970 konzipiert, mit dem Ziel, 
Erklärungslücken im Fertilitätsverhalten
46
 zu schließen, und tangiert teilweise die ökonomi-
sche Sichtweise. Auch eine Basisannahme der evolutionären Anthropologie, die Freude an 
Interaktion mit den Kindern, greift der Ansatz auf und wird mit kulturellen Mustern bezie-
hungsweise Ideen erweitert. Der Ansatz geht auf HOFFMANN und HOFFMANN (1973) 
zurück und geht davon aus, dass „…das generative Verhalten vor allem durch die Motivation 
eines Individuums, ein Kind zu zeugen bzw. dies nicht zu tun, determiniert.“ (Krätschmer-
Hahn 2012,72; Herv: d. A. S.) ist. Die einzelnen Komponenten zu dem Wert von Kindern 
werden dabei wie folgt kategorisiert:  
„1. Erwachsenenstatus und soziale Identität, 
2. Fortleben der eigenen Person in den Kindern, 
3. Religiöse, ethische und soziale Normen, 
4. Familiäre Bindung, 
5. Suchen neuer Erfahrungen, 
6. Kreativität und Leistung, 
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 Eine andere Theorie (John Callwell) sieht die Ursache des Rückgangs der Geburten während des ersten demo-
graphischen Übergangs im Wechsel von positiven zu negativen materiellen Erträgen (verursacht durch u. a. 
Verbot der Kinderarbeit, Schulpflicht). Die innerfamiliären Ressourcenströme drehen sich um und fließen nun 
vermehrt von den Eltern zu den Kindern. Unter anderem greift die value-of-children-Theorie diese Ausgangs-
punkte auf und integriert den psychischen Nutzen von Kindern (statt materieller Nutzen). Menschen benötigen 
die soziale Interaktion mit anderen Menschen. „Interaktionen mit Kindern ermöglichen dies ebenso wie Paarbe-
ziehungen oder Freundschaften, während Interaktionen in anderen Bereichen der funktional differenzierten 
Gesellschaft diese Leistung nicht bereitstellen können.“ (Ehrhard, Huinink, Kohli 2012, 92, Herv. d. A. S.) (vgl. 
ebd.) 
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7. Macht und Einfluss, 
8. Sozialer Vergleich und Wettbewerb, 
9. Ökonomischer Nutzen.“ (Nauck 2001, 410, Herv. d. A. S.) 
und in einem Modell integriert, das auch andere Faktoren, wie Kosten von Kindern, berück-
sichtigt.
47
 (vgl. Nauck 2001, 410/ Ehrhard, Huinink, Kohli u. a. 2012, 93/ Krätschmer-Hahn 
2012,72) 
Dieser Ansatz wurde seitdem in mehrfacher Hinsicht weiterentwickelt. B. NAUCK verbindet 
2001 diese Theorie mit der Theorie sozialer Produktionsfaktoren, in dem Kinder zur Befrie-
dung von Grundbedürfnissen der Eltern beitragen – ein Modell rational begrenzten Verhal-
tens. Kinder sind als „strategische Zwischengüter“ (Nauck 2001, 407, Herv d. A. S.) konzi-
piert, die für die Nutzung (1.) der Arbeit und des Einkommens, (2.) der Versicherung zur 
Steigerung des psychischen Wohlbefindens, (3.) den sozialen Status und (4.) des emotionalen 
Wohlbefindens bzw. zur Steigerung der sozialen Anerkennung
48
 der Eltern beitragen. Die 
historische Betrachtung der Dimensionen fällt unterschiedlich aus, wobei die ersten drei Nut-
zendimensionen einer typischen Ausprägung der Analyse unterliegen. Ebenso wie ökonomi-
sche Theorien geht die value-of-children Theorie davon aus, dass es durch den Wandel zur 
modernen Wohlfahrtsgesellschaft zu einer Umgewichtung der drei Dimensionen gekommen 
ist. Heute kann auch schon mit weniger Kindern ein psychischer Nutzen für die Eltern, der die 
anderen Dimensionen stark dominiert, erreicht werden. (vgl. ebd.) 
Der Ansatz prognostiziert eine hohe Anzahl an Kindern, wenn der materielle Nutzen (1.) der 
Kinder für Eltern wichtig ist. Der Zeitpunkt der Erstgeburt ist dabei nach vorn verlagert und 
die Eltern streben durch starke soziale Kontrolle die lebenslange Loyalität der Kinder an. 
Wenn hingegen optimale Bedingungen das Aufwachsen der Kinder im Vordergrund steht, 
dann ist der psychische Nutzen (2.) dominant. Um die Investitionen, wie Individualität oder 
Autonomie, bei Kindern sicherzustellen, geht der Ansatz davon aus, dass erst nach Abschluss 
einer Berufsausbildung und dem Einstieg in das Erwerbsleben eine Elternschaft angestrebt 
wird. Muster traditionellen Verhaltens werden über die Dimension des sozialen Status (3.) 
                                                          
47
 Als kritisch anzumerken ist, dass keine ausreichende Kosten-Nutzen-Funktion sichtbar wird; als Vorteil, dass 
neben den negativen Aspekten der Fortpflanzung auch positive Determinanten Beachtung finden und benannt 
werden. (vgl. Krätschmer-Hahn 2012, 72) 
48
 Dieser Nutzen trifft zu, wenn Elternschaft Gegenstand sozialer Normen ist und durch andere dementsprechend 
gewürdigt beziehungsweise geschätzt wird. Folglich bildet dies ebenso die Basis für soziale Anerkennung und 
sozialen Status. (vgl. Ehrhard, Huinink, Kohli u. a. 2012, 92) 
III FERTILITÄTSTHEORIEN UND TRENDS 29 
 
 
erklärbar und darüber hinaus auch in modernen Gesellschaften mit besonders früher Eltern-
schaft verbunden. Hier werden zum einen fehlende Chancen und Möglichkeiten, wie in Aus-
bildung beziehungsweise Beruf, als Kompensation durch Elternschaft genutzt
49
. Zum anderen 
wird über den sozialen Status eine Erklärung für eine enorme materielle Verausgabung bei 
Kinderartikeln sowie eine geringe Orientierung am Arbeitsmarkt von Frauen (Modell des Al-
leinverdieners) herangezogen. (vgl. Nauck 2001, 407/ Ehrhard, Huinink, Kohli u. a. 2012, 91 
ff.) 
Von P. MCDONALD wurde ein weiterer soziologischer Versuch der Erklärung für das Ferti-
litätsverhalten entwickelt. In dem unterschiedlichen Fertilitätsverhalten im internationalen 
Vergleich sieht er den Wandel der Geschlechterrollen, besonders der sozialen Normen der 
Arbeitsteilung. Damit einhergehend verknüpft er die Fragestellung, wie dies wohlfahrtsstaat-
lich sowie institutionell organisiert ist und inwieweit es erleichtert oder erschwert wird, einen 
Kinderwunsch zu realisieren. Ihm zufolge stehen Frauen im inneren Konflikt: einerseits aus-
gelöst durch guten Zugang zu Bildung sowie teilweise auch zum Arbeitsmarkt; andererseits 
durch die in der Familienpolitik starke Orientierung am traditionellen Familien- und Ge-
schlechtermodell. Meist entscheiden sich Frauen für ein unabhängiges Leben und somit für 
die Erwerbskarriere. Auch einhergehend damit sind die immer steigenden Erwartungen an 
Männer hinsichtlich der Haus- und Familienarbeit. Die Gleichstellung muss daher auf beiden 
Ebenen, Frauen wie Männern, bezüglich der Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und der familia-
len Betreuungsarbeit von Kindern stattfinden. (vgl. Ehrhard, Huinink, Kohli u. a. 2012, 93) 
3.2 Aktuelle Zahlen zur Fertilität 
3.2.1 Statistische Zahlen zur Perioden- und Kohortenfertilität 
Bereits Anfang 1930 ist die Periodenfertilitätsziffer in Deutschland unter das Bestandhal-
tungsniveau gefallen. Die zusammengefasste Geburtenziffer (TFR) lag 1933 bei 1,66. Wie 
Abbildung 6 deutlich macht, stieg diese nach dem Zweiten Weltkrieg durch den Babyboom 
rasant an und erreichte zwischen 1963 und 1967 ihr höchstes Niveau von 2,5. Ende 1960 be-
ziehungsweise Anfang 1970 setzte der zweite Geburtenrückgang ein und 1975 fiel die TFR 
unter ein Niveau von 1,5. In der ehemaligen DDR stieg die Periodenfertilität an und erreichte 
1985 ihren Höchststand von 1,9 und fiel nach der Wiedervereinigung auf ein Rekordtief von 
0,77, in den Jahren 1993 und 1994. Diese Geburtenentwicklung in den neuen Ländern wird 
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 Weitere Kompensationsversuche durch sehr frühe Elternschaft sind z. B. eine ungenügende Sozialisation 
durch „…nicht erfolgte Abkopplung von Sexualverhalten und Fortpflanzung.“ (Ehrhard, Huinink, Kohli 2007, 
93, Herv. d. A. S.) oder der schnelle Auszug aus einem unbefriedigenden Elternhaus. (vgl. ebd.) 
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als demographischer Schock beschrieben. Im Jahr 2008 erreichte die TFR erstmals nach dem 
Zweiten Weltkrieg in den alten und neuen Bundesländern einen gleichen Wert von 1,38. Dass 
dennoch zwischen beiden Teilen Deutschlands Differenzen im Geburtenverhalten bestehen, 
ist auf die unterschiedlichen sozialen, kulturellen, ökonomischen und institutionellen Beson-
derheiten, die sich in den 40 Jahren der Trennung gebildet haben, zurückzuführen. Seit 1974 
stagniert die Geburtenziffer in Deutschland relativ stabil auf einem niedrigen Niveau von 
unter 1,5, mit der Ausnahme von Ostdeutschland. (vgl. Fürnkranz-Prskawetz, Jaschinski, 
Kreyenfeld u. a. 2012, 122 ff.)  
Abb. 6: Periodenfertilität für Ost- und Westdeutschland, 1945 bis 2010 
 
Quelle: BiB 2012, Zusammengefasste Geburtenziffer Ost- und Westdeutschland 
 
Für 2010 ist die Periodenkennziffer von 1,39 und für 2011 von 1,36 (jeweils für Gesamt-
deutschland) angegeben worden. (vgl. Statistisches Bundesamt 2013/ ebd. 2013) 
Werden die statistischen Werte der Perioden- und Kohortenfertilität gegenübergestellt (Abb. 6 
und Abb. 7), so ist erkennbar, dass sich eine Veränderung des Fertilitätsverhaltens der um 
1930 geborenen Frauen, welche noch eine Kohortenfertilitätsziffer von 2,2 aufweisen, dar-
stellt und einen Wendepunkt im Fertilitätsverhalten markiert. Die Fertilität nimmt seit diesen 
Frauen der Geburtskohorte um 1930 konstant ab. „Die Frauen der Geburtskohorte 1965, die 
ihre Fertilität weitgehend abgeschlossen haben, weisen für Westdeutschland eine Kohorten-
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fertilität von 1,5 und für Ostdeutschland … von 1,6 Kindern pro Frau auf.“ (Fürnkranz-
Prskawetz, Jaschinski, Kreyenfeld u. a. 2012, 124, Herv. d. A. S.).  
Abb. 7: Kohortenfertilität der Geburtsjahrgänge 1933 bis 1970 




Quelle: BiB 2012, Endgültige Kinderzahl je Frau 
 
Deutlich wird bei der Gegenüberstellung auch, dass die Periodenfertilität unter der entspre-
chenden Kohortenfertilität liegt. Diese Differenzen werden erstens durch den angenommenen 
hypothetischen Wert der Periodenfertilität verursacht und folglich zweitens durch den Anstieg 
des Erstgeburtenalters, den sogenannten Tempo-Effekt, verursacht. Wird eine tempokorrigier-
te Fertilitätsziffer hinzugezogen, so liegt der korrigierte Durchschnittswert für den Zeitraum 
2005 bis 2007, nach unter anderem Fürnkranz-Prskawetz, Jaschinski, Kreyenfeld, zwischen 
1,6 und 1,7 sowie nach den Berechnungen des Max-Planck-Institutes, für den Zeitraum von 
2001 bis 2008, bei einem Wert von 1,6. Des Weiteren geht das Max-Planck-Institut davon 
aus, dass es zu einer Trendumkehr ab der Geburtskohorte 1970 kommt und rechnet dabei mit 
einer wieder steigenden Geburtenzahl. (vgl. Max-Planck-Institut 2011/ Fürnkranz-Prskawetz, 
Jaschinski, Kreyenfeld 2012, 124) 
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 Anmerkung: Für einige Jahre liegen keine erhobenen Daten vor, weshalb die Zwischenjahre geschätzt wurden. 
(vgl. BiB 2012, Endgültige Kinderzahl je Frau) 




Abb. 8: Kohortenfertilität für Ost- und Westdeutschland, ab 1961 Vorausberechnungen 
 
Quelle: Max-Planck-Institut 2011 
 
3.2.2 Fertilität und Familienentwicklung 
Da die Periodenfertilitätsziffer einen hypothetischen Wert angibt, ist die Kohortenfertilitäts-
ziffer wesentlich besser geeignet, die Veränderungen bezüglich der Familiengröße und der 
Kinderzahl zu erfassen und zu analysieren
51
. (vgl. Fürnkranz-Prskawetz, Jaschinski, Kreyen-
feld u. a. 2012, 127) 
In Deutschland hat die Anzahl der Drei-und-mehr-Kind-Familien abgenommen, während der 
Anteil der kinderlosen Paare zugenommen hat. Der Anteil der Drei-und-Mehr-Kind-Familien 
der 1940er Kohorte sinkt konstant und liegt in Westdeutschland bei ungefähr 32 Prozent so-
wie in Ostdeutschland bei etwa 24 Prozent. Der Anteil kinderloser Frauen, ab der Geburtsko-
horte 1940, steigt stetig an (Westdeutschland). Die Betrachtung der historischen Fertilität 
zeigt, dass Kinderlosigkeit keine neue Erscheinung der Moderne ist, sondern dass der Anteil 
der auf Lebenszeit kinderlosen Frauen zu Anfang des 20. Jahrhunderts teilweise höher als 
heute war. Frauen, die heute 48 Jahre alt sind (Kohorte 65) und deren reproduktiver Zyklus 
überwiegend abgeschlossen ist, weisen eine Kinderlosigkeit in Westdeutschland in Höhe von 
22 Prozent auf und in Ostdeutschland beträgt der Anteil circa 11 Prozent. Damit nimmt Ost-
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 Die Analyse bezieht sich auf die Kohorten von 1900 bis 1968 (vgl. ebd., 129) 
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deutschland eine Sonderstellung ein. Die Kohorte der 1970er Jahre geborenen Frauen in 
Westdeutschland weist einen konstatierten Wert von 23 Prozent auf. (vgl. ebd. 127 ff.) 
Die Anzahl der Zwei-Kind-Familien stieg in Deutschland stetig an, wobei ab 1940 ein Wert 
von etwa 40 Prozent erreicht wurde. Die Zwei-Kind-Familie war in der DDR die dominieren-
de Familienform. Jede zweite Frau der Kohorte 1958 hatte am Ende ihrer reproduktiven Phase 
zwei Kinder zur Welt gebracht. Die Anzahl der kinderlosen Frauen stieg mit der Geburtsko-
horte 1970 in Ostdeutschland an, liegt aber weiter unter der Westdeutschlands. Weiterhin 
existiert ein hoher Anteil von über 30 Prozent von Frauen mit einem Kind und ein geringer 
Anteil mit drei oder mehr Kindern. Die Ein-Kind-Familien liegen jedoch unter der Anzahl der 
Zwei-Kind-Familien, die immer noch über 40 Prozent der Familienformen ausmachen. (vgl. 
ebd., 128 ff.) 
In Deutschland lässt sich ein reziproker Verlauf erkennen. In Westdeutschland blieben 22 
Prozent des Geburtsjahrgangs 1965 kinderlos, während sich in Ostdeutschland der Anteil 
Drei-und-mehr-Kinder-Familien auf 18 Prozent beläuft. (vgl. ebd., 131) 
Tabelle 1: Kinderlosigkeit und Fertilitätsrückgang , Kohorten 1940, 1941, 1965 und 1966 
 
Quelle: eigene Darstellung auf Basis von Fürnkranz-Prskawetz, Jaschinski, Kreyenfeld u. a. 2012, 130 
 
Die zunehmende Kinderlosigkeit in Deutschland wird häufig in Verbindung mit dem Fertili-
tätsrückgang seit den 1970er Jahren gebracht. Aus der Kohortenperspektive für die Kohorte 
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1965 unter der Annahme, dass diese identisch mit der Kohorte 1940 ist, lässt sich ableiten, 
dass dies jedoch weniger signifikant ist als angenommen (Tabelle 1). In Westdeutschland sind 
die 44 Prozent des Fertilitätsrückgangs auf die ansteigende Kinderlosigkeit zurückzuführen. 
Der Rückgang um 12 Prozent in Ostdeutschland ist hingegen nicht alleinig mit dem steigen-
den Anteil an kinderlosen Frauen, sondern besonders mit der sinkenden Zweitgeburtenrate zu 
erklären. (vgl. ebd., 131) 
3.2.3 Paarbeziehungen und Fertilität 
Seit dem säkularen Fertilitätsrückgang steigt die Anzahl der unehelichen Geburten in 
Deutschland. (Abb. 9) Auch nach der Wiedervereinigung lässt sich dieser Anstieg besonders 
in Ostdeutschland beobachten. Mit rund 60 Prozent ist Ostdeutschland das Land, das die 
höchste außereheliche Geburtenquote in Europa zu verzeichnen hat. In Westdeutschland voll-
zog sich dieser Wandel nur allmählich und überschritt erst 2001 die 20 Prozent Grenze. (vgl. 
Fürnkranz-Prskawetz, Jaschinski, Kreyenfeld u. a. 2012, 135) 
Abb. 9: Nichtehelichenquote für Ost- und Westdeutschland, 1946 bis 2010 
 
Quelle: BiB 2012, Nichtehelichenquote für West- und Ostdeutschland 
 
Die regionalen Differenzen zwischen Ost- und Westdeutschland, bezüglich der Nichteheli-
chenquote, sind folglich sehr signifikant und nivellieren sich auch nach 20 Jahren Wiederver-
einigung nur langsam. Als Erklärung werden die Ungleichheiten von Erwerbsmustern bei 
Frauen in den ökonomischen Entwicklungen und in der konfessionellen Zugehörigkeit heran-
III FERTILITÄTSTHEORIEN UND TRENDS 35 
 
 
gezogen. Eine Trendwende ist nicht zu erwarten, da sich die Freiwilligkeit, eine Ehe einzuge-
hen, und die Fortpflanzung entkoppelt haben. Zudem erfahren nichteheliche Partnerschaften 
eine immer stärkere gesellschaftliche Akzeptanz. (vgl. ebd., 136) 
3.2.4 Die Verbindung von Bildungsstand und Fertilität 
Es wird angenommen, dass es einen direkten Zusammenhang zwischen dem Anstieg des Bil-
dungsniveaus bei Frauen und dem Fertilitätsrückgang gibt. Gegenstand der demografischen 
Diskussion ist die Annahme, dass Frauen mit höheren Bildungsabschlüssen, die eine Erwerb-
skariere anstreben, weniger Kinder bekommen als Frauen mit niedrigen Bildungsabschlüssen. 
Grund dafür ist, dass die weibliche Erwerbstätigkeit oft unvereinbar mit der Kindererziehung 
scheint. (vgl. Fürnkranz-Prskawetz, Jaschinski, Kreyenfeld u. a. 2012, 131) 
Tabelle 2: Kohortenfertilität und Kinderlosigkeit nach Bildungsabschluss 
 
Quelle: eigene Darstellung auf Basis von Fürnkranz-Prskawetz, Jaschinski, Kreyenfeld u. a. 2012, 130 
Die Tabelle 2 zeigt, dass die Kinderlosigkeit bei hoch qualifizierten Frauen höher als bei 
Frauen mit anderen Bildungsabschlüssen ist. In Westdeutschland ist ab Mitte der 60er Jahre 
für Frauen der höchsten Bildungskategorie der Wert auf über 30 Prozent gestiegen. Frauen 
mit geringer Qualifizierung bringen im Durchschnitt zwei Kinder zur Welt. Wenn sich hoch 
qualifizierte Frauen entscheiden, Kinder zu bekommen, ist die Anzahl der Kinder niedriger. 
Auch hier stellt Ostdeutschland eine Ausnahme dar, denn es gibt keine signifikanten Unter-
schiede im Hinblick auf den Bildungsabschluss. (vgl. ebd., 132) 
Zudem gehen neuere Forschungen davon aus, dass es einen Zusammenhang zwischen dem 
Bildungsstand der eigenen Mutter und der Entscheidung für oder gegen Kinder gibt. Innerhalb 
einer solchen Gruppe von Frauen ist der Bildungsabschluss nur von geringer Bedeutung für 
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 Anmerkung: Datenquelle Mikrozensus von 2008, 40 bis 44 Jahre zum Zeitpunkt der Befragung. „Die Bil-
dungskategorien sind wie folgt definiert: Westdeutschland/Ostdeutschland: 1. Niedrige Bildung: Haupt- (Volks-) 
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IV FAMILIENPOLITIK UND FERTILITÄT 
Nachdem in den vorangestellten Kapiteln die Betrachtung der historischen Fertilität, der be-
völkerungspolitischen Diskurse und der theoretischen Konstrukte in den Vordergrund gerückt 
wurden, werden in diesem Kapitel erstens die Grundlagen über die Wirksamkeit politischer 
Maßnahmen aufgezeigt und zweitens zwei familienpolitische Einflussfaktoren benannt und 
ihre Wirksamkeit auf unter anderem das Fertilitätsverhalten beziehungsweise auf die Auswir-
kungen auf Familien, unter Bezugnahme auf die schon vorliegenden Forschungsberichte, be-
schrieben. 
4.1 Politische Leistungen und Wirksamkeit  
Insgesamt wurden 156 politische Einzelmaßnahmen 2010, mit einem Budget von 200,3 Mrd. 
Euro finanziert (Abb. 12). Das finanzielle Gesamtvolumen ist damit, im Vergleich zu 2009, 
um 5,4 Mrd. Euro angestiegen. Davon ist insgesamt eine Summe von 125,5 Mrd. Euro in fa-
milienbezogene Leistungen geflossen. Die Kosten für die Kinderbetreuung (Realleistung) 
haben mit 2,3 Mrd. Euro signifikant zugenommen. (vgl. BMFSF 2013, Bestandsaufnahme, 1) 
Abb. 10: Ehe- und familienbezogene Leistungen 2010 
 
Quelle: Spiegel 2013, 24 
                                                                                                                                                                                     
schul-/ Realschulabschluss, Abschluss der Polytechnischen Oberschule, ohne allgemeinen Schulabschluss und 
ohne beruflichen Ausbildungs- oder Hochschul-/ Fachhochschulabschluss; 2. Mittlere Bildung: Fachhochschul-/ 
Hochschulreife, Abschluss einer Lehrausbildung, Berufsfachschulen, Kollegschulen; 3. Hohe Bildung: Fach-
hochschulabschluss, Hochschulabschluss, Abschluss der Fachschule der ehemaligen DDR, Meister-/ Techniker-
ausbildung, Abschluss einer Fachakademie oder einer Berufsakademie, Meister-/ Technikerausbildung, Ab-
schluss einer Fachakademie oder einer Berufsakademie, Promotion.“ (ebd., 133, Herv. d. A. S.) 
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Die große Anzahl der familienbezogenen Leistungen begründet das BMFSFJ mit der zuneh-
mend komplexen Lebenswelt von Familien, welche das Zentrum der deutschen Gesellschaft 
bilden und damit auch ein Ausgleich zwischen Familien mit Kindern sowie Kinderlosen ge-
schaffen werden soll. (vgl. BMFSF 2013, Bestandsaufnahme, 1) Eine angepasste Ausrichtung 
der politischen Maßnahmen ist ebenso notwendig, da die Komplexität durch den kulturellen 
und gesellschaftlichen Wandel - der unter anderem mit der Nivellierung von Erwerbstätigkeit 
zwischen Männern und Frauen einhergeht, mit differenzierten Formen des Zusammenlebens, 
mit erhöhten Anforderungen an Ausbildung und Bildung, mit einer immer fortschreitenden 
Flexibilität und schlussendlich auch einem Anstieg von prekären Lebensumständen von Fami-
lien - gekennzeichnet ist. (vgl. Rainer, Bauernschuster, Danzer u. a. 2012, 10 ff.)  
Eine Überprüfung mithilfe einer umfassenden und systematischen Analyse der Wirksamkeit 
dieser Maßnahmen auf ihre familienpolitischen Ziele wurde in einer Gesamtevaluation vom 
BMFSFJ sowie dem BMF 2009 in Auftrag gegeben und erfolgt derzeit teilweise noch. „Es 
wird untersucht, inwiefern die Leistungen zur wirtschaftlichen Stabilität der Familien, zur 
besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf und Wahlfreiheit, zur guten Entwicklung und 
frühen Förderung von Kindern sowie zur Erfüllung von Kinderwünschen beitragen.“ 
(BMFSF 2013, Bestandsaufnahme, 1, Herv. d. A. S.) (vgl. ebd./ BMFSF 2012, 42) Die empi-
rischen Forschungsstudien geben demzufolge Aufschluss über: 
1. Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
2. Wirtschaftliche Stabilität, Armut und Armutsgefährdung 
3. Soziale Teilhabe von Familien 
4. Fertilität. (vgl. Rainer, Bauernschuster, Danzer u. a. 2012, Inhaltsverzeichnis / Rainer, 
Bauernschuster, Auer u. a. 2011, Inhaltsverzeichnis) 
Grundsätzlich ist Familienpolitik in der Lage, Effekte im Fertilitätsverhalten der Bevölkerung 
zu erzeugen. Dies kann beispielsweise über monetäre Anreize, wie durch Senkung der direk-
ten und indirekten Kosten von Elternschaft, in Form von Geld- oder Sachleistungen, erreicht 
werden. Diese Anreize stehen jedoch in Korrelation zu den familienbezogenen Anschauungen 
der Bevölkerung. Mikroökonomische Forschungen gehen von einem komplexen Gleichge-
wicht von vier korrelierenden Merkmalen
53
 aus, weil kulturelle Werteeinstellungen von gro-
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 Untersuchungen auf der Makroebene: „…dass es im Mehrländervergleich ein gewisses Clustering von Län-
dern mit niedriger Fertilitätsrate, niedriger Frauenerwerbsquote, niedriger Inanspruchnahme-Rate externer 
Kinderbetreuung und hohem geschlechtsspezifischen Lohnunterschied einerseits und andererseits Ländern mit 
jeweils gegenteiligen Ausprägungen auf diesen vier Merkmalen gibt.“ (Boll, Bonin, Gerlach u. a. 2013, 143, 
Herv. d. A. S.) 
IV FAMILIENPOLITIK UND FERTILITÄT 38 
 
 
ßer Bedeutung bei der Wirksamkeit von politischen Maßnahmen sind. Dieses Gleichgewicht 
kann „…nur durch einen Einstellungsschock verlassen werden kann, sodass politische Ent-
scheidungsträger ein Interesse an der Beeinflussung von Einstellungen haben müssten.“ 
(Boll, Bonin, Gerlach u. a. 2013, 143, Herv. d. A. S.). Das Fertilitätsverhalten sowie die Op-
portunitätskosten können aus diesem Blickwinkel, durch einen stattfindenden Einstellungs-
wandel der Bevölkerung, verändert werden. Für die Wirksamkeit von Familienpolitik relevant 
sind daneben auch die Erwartungshaltungen gegenüber dieser Politik. Letztendlich müssen 
diese Maßnahmen ausreichend bekannt sein und eine Akzeptanz in der Bevölkerung erfahren, 
um ihre Wirksamkeit zu entfalten. (vgl. ebd., 142 ff.) 
4.1.1 Kindergeld und Kinderfreibetrag 
Eine Maßnahme stellt das Kindergeld beziehungsweise der Kinderfreibetrag dar. Der Staat 
finanzierte diese monetären Leistungen mit circa 41 Mrd. Euro im Jahr 2010, aus steuerlichen 
Mitteln. Das Kindergeld wurde 1950 in Deutschland eingeführt und anfänglich nur für das 
dritte Kind gezahlt. Es wurde in mehreren Schritten reformiert und wird heute ab dem ersten 
Kind geleistet. Das Kindergeld stellt neben den Kinderfreibeträgen eine Säule der monetären 
Familienleistungen dar. Die Kinderfreibeträge sind ein Instrument der Steuerfreistellung, um 
die von Kindern verursachte, verminderte Leistungsfähigkeit von Familien aufzufangen und 
die horizontale Steuergerechtigkeit herzustellen. Aus diesem Grund darf keine Besteuerung 
bis zur Höhe des Existenzminimums einer Familie durchgeführt werden. Für Eltern wird diese 
Steuerentlastung über die Grundfreibeträge durchgeführt. Für die Kinder wird dieser Effekt 
entweder über die Zahlung von Kindergeld sichergestellt oder es werden die entsprechenden 
Freibeträge bei der Steuerlast der Eltern gegengerechnet. (vgl. Rainer, Bauernschuster, Dan-
zer u. a. 2012, 10) 
Das Kindergeld beträgt 184 Euro monatlich für das erste und zweite Kind, für das dritte Kind 
werden 190 Euro gezahlt und für jedes weitere Kind 215 Euro. Eltern erhalten für ihre Kinder 
diese Leistung bis zum vollendeten 18. Lebensjahr, für in der Lehrausbildung oder in einem 
Freiwilligendienst aller Generationen teilnehmende Kinder bis zum 25. Lebensjahr. Für 
arbeitslose Kinder wird bis zum 21. Lebensjahr Kindergeld gezahlt. Zahlungen nach dem 18. 
Lebensjahr werden nur unter Berücksichtigung der Einkommen geleistet. Der zurzeit geltende 
Kinderfreibetrag pro Elternteil beträgt 3504 Euro je Kind. Auszahlberechtigt sind in der Regel 
die zuständigen Familienkassen der Agentur für Arbeit. (vgl. ebd., 16) 
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Das ifo-Institut hat im Rahmen der Gesamtevaluation der ehe- und familienbezogenen Leis-
tungen in Deutschland, in Bezug auf das Kindergeld beziehungsweise die Kinderfreibeträge, 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, wirtschaftliche Stabilität, die soziale Teilhabe sowie 
die Fertilität untersucht
54
. Die Hauptaussage des Forschungsberichts konstatiert eine Ver-
schiebung, von Vollzeittätigkeit zu mehr Teilzeittätigkeit von Müttern, infolge einer Erhö-
hung des Kindergeldes. Ein Anstieg der Teilzeitbeschäftigung ist statistisch deutlich nach-
weisbar, unter Beachtung der teilweisen Senkung der Vollzeitbeschäftigung wie auch der 
durchschnittlichen Wochenarbeitsstunden. Schlussfolgernd stellen die Untersuchungen fest, 
dass es zu einer Verringerung der Arbeitszeit der Mütter durch eine Kindergelderhöhung 
kommt. Es wird angenommen, dass die Höhe des Kindergeldes auch Effekte auf das Fertili-
tätsverhalten hat. In Anlehnung an die ökonomische Theorie der Fertilität kann davon ausge-
gangen werden, dass eine Erhöhung des Kindergeldes für Neugeborene, unabhängig vom Er-
werbsstatus oder Bildungsgrad der Mutter, wie eine pauschalisierte Einkommenserhöhung 
wirkt und folglich auch zu einer Steigerung der Fertilitätsrate führt. (vgl. ebd., 16/ 161 ff.) 
Im Hinblick auf die wirtschaftliche Situation von Familien sind keine Verbesserungen sicht-
bar. Die Erhöhung bleibt weitgehend wirkungslos, da die Veränderung der Erwerbszeit auch 
das Erwerbseinkommen senkt. Potentiell positive Effekte wurden bei der Geburtenwahr-
scheinlichkeit für Frauen aus dem niedrigen Bildungsbereich gemessen. Letztendlich führt 
einer Erhöhung der Kindergeldtransferleistungen durch die gesenkte Erwerbszeit zu höheren 
indirekten Kosten (niedrigere Steuer- und Sozialversicherungseinnahmen) des Staates. Die 
direkten Kosten der Erhöhung werden, Schätzungen zufolge, durch die indirekten Kosten ver-
doppelt. „…Kindergeld als familienpolitische Maßnahme verursacht trotz der auf den ersten 
Blick neutralen Ausgestaltung Verhaltensreaktionen der Eltern. Ein höheres Nichterwerbs-
einkommen kann die Handlungsfreiheit bei der Zeitgestaltung von Familien erhöhen. Verrin-
gerte Arbeitszeiten sind die wahrscheinliche Folge, die zwar potenziell zu mehr Zeit mit Kin-
dern führen kann, andererseits aber die tatsächlichen Kosten des Kindergeldes substanziell 
erhöht.“ (ebd., 162, Herv. d. A. S.) (vgl. ebd., 161 ff.) 
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 Die Wirkungsanalyse wurde unter Zuhilfenahme einer Reform des Kindergeldes 1996 durchgeführt, um kau-
sale Zusammenhänge, die eine Erhöhung des Kindergeldes mit sich bringt, zu erkennen bzw. benennen zu kön-
nen. Für die Bildung von Treatmentgruppen mit Eltern und Kontrollgruppen mit Kinderlosen wurden für die 
empirische Untersuchung die Dateninformationen des Sozioökologischen Panels (SOEP) genutzt, die als Basis 
für die Differenz-in-Differenz Schätzungen dienen. (vgl. Rainer, Bauernschuster, Danzer 2012, 161) 
Ein Überblick über die empirischen Studien mit kausaler Identifikation zur Wirkung von monetären Familien-
förderungsmaßnahmen ist in Anlage 4 enthalten. 




Die Darstellung der Infrastrukturen der Fremdbetreuung in Kindertagesstätten erfolgt umfang-
reicher, da zuerst ein Blick auf die bestehenden Betreuungsmöglichkeiten für Kinder unter 
drei Jahren gelegt wird, um in einem zweiten Schritt herauszustellen, inwieweit ein Ausbau 
der Kinderbetreuungsmöglichkeiten unter anderem Einfluss auf das Fertilitätsverhalten hat.
55
 
Seit dem 1. Januar 1996 existiert ein Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz für Kinder ab 
dem dritten Lebensjahr. Da die Betreuung für Kinder unter drei Jahren vermehrt in den Fokus 
öffentlichen Interesses rückte, entschloss sich die Bundesregierung, bis zum Herbst 2010 noch 
230.000 zusätzliche Plätze bei Tagesmüttern/Tagesvätern oder in Kindertageseinrichtungen 
einzurichten. Davon waren 21 Prozent als Betreuungsquote für die Kinder unter drei Jahren 
angedacht. Im Jahr 2007 beschlossen der Bund, die Länder und Kommunen gemeinsam, bis 
2013 durchschnittlich für 35 Prozent der Kinder im Krippenalter Betreuungsmöglichkeiten zu 
schaffen. Im Kinderförderungsgesetz vom Dezember 2008 ist ein Gesetzesanspruch veran-
kert, nachdem jedes Kind ab dem vollendeten ersten Lebensjahr einen Rechtsanspruch auf 
einen Betreuungsplatz hat. (vgl. Rainer, Bauernschuster, Auer u. a. 2011, 10) 
Die zurzeit zur Verfügung stehenden öffentlichen Betreuungsplätze vom Stand des 01. März 
2010 sind, in der Abbildung 11, für die einzelnen Bundesländer sowie für Gesamt-, Ost- und 
Westdeutschland, aufgeführt. Die roten Balken stellen dabei die noch benötigten Betreuungs-
plätze, die bis August 2013 geschaffen werden sollen, dar. In den alten Bundesländern soll 
dabei ein Ausbau auf insgesamt 32 Prozent, in den neuen Bundesländern dagegen bis auf 50 
Prozent, realisiert werden. Der Bedarf orientiert sich dabei an den regional benötigten Betreu-
ungsplätzen. Die Differenzen zwischen den Ausbauzielen und den vorhandenen Plätzen im 
März 2010 betrug im alten Bundesgebiet 14,7 Prozent und im neuen Bundesgebiet 2,0 Pro-
zent und macht die hohen regionalen Unterschiedlichkeiten deutlich. (vgl. ebd., 26) 
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 Anmerkung: In Anlage 5 : Zusammenstellung von internationalen Studien zu den Effekten der Kinderbetreu-
ung 
 
IV FAMILIENPOLITIK UND FERTILITÄT 41 
 
 
Abb. 11: Die Betreuungsplätze für Kinder unter drei Jahren (Stand 01.03.2010) sowie Ziele des Ausbaus 
 
Quelle: Rainer, Bauernschuster, Auer u. a. 2011, 27 
Als Probleme beim Betreuungsplatzausbau werden in Westdeutschland strukturelle und mo-
netäre Rahmenbedingungen, wie eine ungenügende Anzahl an Fachpersonal sowie eine unzu-
reichende finanzielle Unterstützung durch das Land genannt. Da in Ostdeutschland der Aus-
bau lediglich 2 Prozent beträgt, fokussieren sich diese Länder besonders auf die Verbesserung 
der Qualität der Betreuung und den Ausbau des Fachpersonals. In Gesamtdeutschland geben 
die Jugendämter (40 Prozent Ostdeutschland, 60 Prozent Westdeutschland) an, nicht über die 
benötigten finanziellen Mittel zu verfügen, wie sie für den Ausbau der Betreuungsplätze bei 
Tagesmüttern beziehungsweise Tagesvätern benötigt werden. (vgl. ebd., 27 ff.) 
Daten von 2009 bestätigen die Differenzen zwischen Ost- und Westdeutschland. So wurde zu 
Beginn 2009 in Westdeutschland eine Betreuungsquote der unterschiedlichen Landkreise zwi-
schen 5 und 25 Prozent konstatiert. Lediglich 7 von 326 Landkreisen erreichten eine Quote 
von 25 Prozent. Demgegenüber wurde in Ostdeutschland in fast allen Landkreisen eine Be-
treuungsquote von 25 Prozent erreicht. (vgl. ebd.) 
Mit dem Ausbau der Kinderbetreuung verfolgt die Familienpolitik mehrerer Ziele gleichzei-
tig. Wenn es um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf geht, sollen vermehrt Mütter 
nicht mehr vor einer Entweder-Oder-Entscheidung stehen. Zudem sollen die Teilhabemög-
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lichkeiten, die wirtschaftliche Stabilität von Familien und die Verwirklichung von Kin-
derwünschen mit dem Ausbau der Betreuungsplätze verbessert werden. Studien zum Einfluss 
der Kinder auf die Berufstätigkeit der Eltern konstatieren, dass sich Mütter bei der Ausrich-
tung ihrer Berufstätigkeit meist einschränken, auch weil Kinder der Betreuung durch mindes-
tens eine Bezugsperson bedürfen. Frauen sind durch die Geburt eines Kindes nach wie vor 
bedeutend stärker in ihrer Erwerbstätigkeit eingeschränkt als Männer. Auch hier kommt die 
ökonomische Theorie zum Tragen. Kinder erhöhen die Opportunitätskosten, die indirekten 
Kosten, für beispielsweise Betreuung und Aufwand, um dem Arbeitsmarkt zur Verfügung zu 
stehen. Ohne Fremdbetreuungsalternativen können Mütter der Erwerbstätigkeit nicht nachge-
hen. Auch mit einer Teilzeitbetreuung ist es in Familien kaum möglich, dass die Eltern einer 
Vollzeitbeschäftigung nachgehen. Auch hat bei der Entscheidung der Eltern für eine institu-
tionelle Betreuung die Qualität der Betreuung Einfluss. (vgl. ebd., 10 ff.) 
Ob- und inwieweit Mütter einer Erwerbsarbeit nachgehen, ist abhängig, neben der Verfügbar-
keit, der Ausgestaltung und der Qualität, von den Kosten einer alternativen Betreuung. Des 
Weiteren können Müttern direkte Kosten zusätzlich zu den Opportunitätskosten als „…eine 
Art “Steuer“ auf den mütterlichen Erwerbslohn …“ (ebd., 13, Herv. d. A. S.) entstehen. Bei 
kostenfreien oder kostengünstigen, alternativen Betreuungen kann davon ausgegangen wer-
den, dass die Erwerbsbeteiligung von Müttern steigt. (vgl. ebd., 13) 
Ein weiterer wichtiger Einflussfaktor auf das Erwerbsverhalten von Müttern ist die kosten-
freie Unterstützung durch die Familie. „Ein intaktes soziales Netzwerk kann durchaus einen 
Mangel an anderen formalen Betreuungsangeboten kompensieren und Betreuungslücken 
schließen.“ (ebd., 13, Herv. d. A. S.) Bei solchen Netzwerken hätte der Ausbau der Kinderbe-
treuungsplätze keine Auswirkungen auf die Erwerbstätigkeit von Müttern. Die Anzahl der 
Kinder kann durch die Erweiterung des institutionellen Betreuungsangebots beeinflusst wer-
den. Gemäß der ökonomischen Theorie wird angenommen, dass durch den Ausbau kostenlo-
ser oder kostengünstiger institutioneller Betreuungsplätze die Fertilität positiv beeinflusst 
wird.
56
 (vgl. ebd., 13 ff.) 
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 Ein Ausbau der öffentlichen Betreuungsplätze könnte sich auch negativ auf die Opportunitätskosten von Müt-
tern, bei weiteren Kindern, auswirken. (vgl. Rainer, Bauernschuster, Auer u. a. 2011, 14) 
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Abb. 12: Erwerbstätigkeit von Müttern der unter 3-jährigen 
 
Quelle: Rainer, Bauernschuster, Auer u. a. 2011, 35 
In Abbildung 12 wird deutlich, dass 76,4 Prozent der Mütter dem Arbeitsmarkt fern sind, 
wenn für die unter 3-jährigen keine Betreuungsplätze (links) zur Verfügung stehen bezie-
hungsweise nicht genutzt werden. Diese Mütter arbeiten lediglich 9,5 Prozent in Teilzeit, 
während ein noch marginalerer Anteil von 4,2 Prozent einer Vollzeittätigkeit nachgeht. Wenn 
jedoch Betreuungsplätze vorhanden sind und diese genutzt werden, wirkt sich dies direkt auf 
die Erwerbstätigkeit von Müttern aus. Es sind 32,8 Prozent der Mütter mit Betreuungsplatz 
nicht erwerbstätig und 40,1 Prozent sind in Teilzeit beschäftigt sowie weitere 17,4 Prozent in 
Vollzeit. Mit 9,5 Prozent geringfügiger Beschäftigung liegt der Anteil nur geringfügig über 
der Anzahl der Mütter ohne Betreuungsplatz mit 7,9 Prozent. (vgl. ebd., 34) 
Zusammenfassend wird beschrieben, dass die Mütter, die ihr unter 3-jähriges Kind in einer 
Kindertagesstätte fremd-betreuen lassen, eine Wahrscheinlichkeit von 34,9 Prozent haben, 
erwerbstätig zu sein. Diese Mütter arbeiten durchschnittlich 12,17 Stunden pro Woche mehr 
und dadurch steigt das Erwerbseinkommen um 697,67 Euro brutto an. Die Schätzungen des 
Forschungsberichts zeigen, dass sich diese positiven Beschäftigungseffekte hauptsächlich 
durch das Verschieben von Nicht-Erwerbstätigkeit zur Erwerbstätigkeit in Teilzeit, in einer 
erhöhten wirtschaftlichen Stabilität von Familien spiegeln. Der Bezug von Transferleistungen 




Prozent gegenüber den Müttern, die diesen nicht beanspruchen. Weiter werden nur marginale 
Effekte bei der sozialen Teilhabe von Familien konstatiert. Bezüglich der Fertilität können 
jedoch positive Effekte beschrieben werden. Beträgt der Ausbau der Betreuungsplätze 10 
Prozent, so ist mit einem potenziellen Fertilitätsanstieg von ungefähr 2,4 Prozent im gleichen 
Jahr und circa 3,5 Prozent im Folgejahr zu rechnen. (vgl. ebd., 232) 
  




Die vorliegende Bachelorarbeit hatte zur Aufgabe, die Kinderlosigkeit aus historischer Per-
spektive zu betrachten, um herauszufinden, inwieweit niedrige Geburtenraten eine Erschei-
nung der Moderne sind, welche theoretischen Ansätze die Ursachen der niedrigen Fertilität 
erklären und wie familienpolitische Leistungen Einfluss auf das Fertilitätsverhalten ausüben. 
Die historische Betrachtung des Fertilitätsverhaltens in Kapitel II zeigt, dass die Kinderlosig-
keit kein neues Phänomen unserer heutigen Zeit darstellt, dies ist weitestgehend in der histori-
schen Fertilitätsforschung belegt. Noch Anfang des 19. Jahrhunderts standen den hohen Ge-
burtenraten hohe Säuglings- und Kindermortalitätsraten gegenüber. Maßnahmen der Gebur-
tenkontrolle, wenn auch auf eine andere Art und Weise als heute, fanden schon zwischen dem 
16. und 18. Jahrhundert Anwendung. Als demographische Ausnahme gilt der Kinderreichtum 
im 19. Jahrhundert. Eine Veränderung des Fertilitätsverhaltens fand im 20. Jahrhundert auch 
durch die zunehmende Individualisierung und die Autonomiebestrebungen statt und zudem 
herrschte eine hohe regionale Varianz der Fertilitätsraten. Der in der zweiten Hälfte des 18. 
Jahrhunderts aufkommende Bevölkerungsdiskurs wurde maßgeblich von dem mal-
thus‘istischem Bevölkerungsgesetz beeinflusst und fand seinen Höhepunkt in den rassenhygi-
enischen Vorstellungen des nationalsozialistischen Gedankenguts. Danach setzte sich das 
Recht auf ein selbstbestimmtes Fortpflanzungsverhalten langsam durch.  
Die in Kapitel III ausgewählten Fertilitätstheorien aus dem Lebenslaufkonzept der evolutionä-
ren Anthropologie, der ökonomischen und der soziologischen Ansätze stellen eine Vielzahl an 
möglichen reziprok wirkenden Einflussfaktoren dar. So wirken sich hauptsächlich: 
 die materiellen Kosten 
 der emotionale Aufwand 
 die Bemühungen, die betrieben werden müssen, um außerfamiliale Aktivitäten zu er-
möglichen 
 die im Vordergrund stehende Optimierung der Bedingungen des Aufwachsens von 
Kindern 
 die Anforderungen an Mutter- bzw. Elternschaft durch soziale Normen und Leitbilder  
negativ aus und stellen teilweise die Ursachen der niedrigen Fertilitätsrate dar beziehungswei-
se erklären das Verschieben der Erstgeburt nach hinten. Ebenso wirkt sich das Streben nach 
Individualität und größtmöglicher Autonomie aus. Die nicht revidierbaren Verpflichtungen 




für Elternschaft zu entscheiden, heißt langfristige Bindungen einzugehen, ohne die Kosten 
exakt dafür berechnen zu können. Ebenso wenig sind die Risiken, die damit verbunden sind, 
über einen so langen Zeitraum abzusehen. Die statistische Darstellung weist hohe regionale 
Differenzen im Geburtenverhalten zwischen Ost- und Westdeutschland auf. Der derzeitige 
stagnierende Wert der Periodenfertilität von 1,36 gilt dabei für Gesamtdeutschland. Der Ko-
hortenwert der um 1965 geborenen Frauen, deren reproduktiver Zyklus weitgehend abge-
schlossen ist, weist jedoch einen Wert von 1,5 bis 1,6 auf. Neue Berechnungen des Max-
Planck-Institutes gehen von einer Trendwende ab den 1970er Jahren geborenen Frauen aus 
und erwarten einen Anstieg der Geburtenzahlen. Hier zeigt sich am deutlichsten, dass die 
Kinderlosigkeit kein neues Phänomen der heutigen Zeit darstellt, sondern dass der Anteil der 
auf Lebenszeit kinderlosen Frauen zu Beginn des 20. Jahrhunderts teilweise höher war. Aus 
demographischer Sicht sind zwei Ursachen für die niedrige Fertilität verantwortlich: zum 
einen die rückläufige Anzahl der Drei-und-mehr-Kinder-Familien, mit einem Wert der 1940er 
Kohorte von 32 Prozent für Westdeutschland und 24 Prozent für Ostdeutschland; zum ande-
ren der steigende Anteil der kinderlosen Frauen, durch einen konstanten Anstieg ab der 
1940er Kohorte. Die statistischen Betrachtungen haben ebenso die höhere Kinderlosigkeit mit 
30,9 Prozent bei den hoch qualifizierten Frauen in Westdeutschland ergeben. In Ostdeutsch-
land sind diese Werte weniger signifikant.  
Der Staat gibt grundsätzlich die Rahmenbedingungen für den Lebensverlauf vor, durch zum 
Beispiel festgelegte Schulzeiten, Ausbildungszeit, Erwerbszeiten und Rentenzeiten und 
nimmt somit eine monopolistische Stellung ein. Im IV. Kapitel wurde deutlich, dass Fami-
lienpolitik Effekte bei Fertilitätsentscheidungen erzielen kann. Wird von einer Erhöhung des 
Kindergeldes ausgegangen, so ergibt sich lediglich bei den gering qualifizierteren Frauen ein 
positiver Effekt auf die Fertilität. Wird jedoch der Ausbau der Betreuungsplätze um 10 Pro-
zent vorangetrieben, so steigt die Wahrscheinlichkeit eines potenziellen Fertilitätsanstiegs um 
circa 2,4 Prozent und im Folgejahr circa um 3,5 Prozent.  
Daraus ergeben sich weitergehende offene Forschungsfragen, z. B. nach den Auswirkungen 
der Erhöhung der Fertilitätsraten, die einerseits seit den 1970er Jahren auf diesen niedrigen 







Anlage 1: Gesamtgesellschaftlicher Rahmen des zweiten demographischen Übergangs 
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Anlage 2: Der Bevölkerungsdiskurs im 20. Jahrhundert 
Die in Anlehnung an Etzemüller zitierten Thesen von Herman Lundborg, einem schwedi-
schen Rassentheoretiker, die Etzemüller als „Credo des Bevölkerungsdiskurses im 20. Jahr-
hundert“ (Etzemüller 2007, 38) bezeichnet: 
1. „Ein gutes Volksmaterial ist der größte Reichtum eines Landes. Die Qualität des 
Volksmaterials hängt im höchsten Grad von der Beschaffenheit der Erbmasse ab. Die 
ist verschieden bei unterschiedlichen Völkern. 
2. Erblichkeit und Auswahl sind die ersten Kräfte, die das Leben in der Welt beherr-
schen. Die Umwelt hat sicherlich auch ihre unbestreitbare Bedeutung, obgleich sie 
nicht vermag, neue Aufgaben zu schaffen, sondern nur die Wirkungen bereits befindli-
cher in die eine oder andere Richtung modifizieren kann. 
3. Das Leben der Geschlechter und des Volkes ist, wie das der einzelnen Individuen, 
strenger Gesetzmäßigkeit unterworfen. Es gehört zu den allerersten Aufgaben eines 
Kulturvolkes, die biologischen Naturgesetze gewissenhaft zu erforschen und dann die 
gesellschaftlichen Verhältnisse dementsprechend zu regeln und zu ordnen. Brechen 
wir sie, müssen wir selbst die Folgen tragen: Wir entarten und gehen unter. Diese Ge-
setze sind freilich nicht ausschließlich gestrenge Rächer. Recht verstanden und ange-
wendet, sind sie eine reich sprudelnde Quelle für Veredelung und Fortschritt. 
4. Es herrscht bei einem Teil der Kulturvölker unserer Zeit, auch bei uns, eine schreien-
de Mißwirtschaft mit dem Volksmaterial. Große und teilweise unersetzliche Werte 
gehen beunruhigend rasch verloren. Sie können keineswegs gleich schnell ersetzt wer-
den, wie sie verschwinden. 
5. Viele Ursachen wirken hieran mit. Die wichtigsten dürften sein: sinkende Nativität in 
der Mittelklasse (in der Landbevölkerung), die eine größere Rassenkraft als die übri-
gen Gesellschaftsschichten hat, Krieg, Großindustrie, hastig geschehende Rassenmi-
schung zwischen rassenbiologisch gesehen allzu ungleichwertigen Völkern, Luxus und 
die Anbetung des Mammon mit folgender Sittenverderbnis usw. 
6. Das 0-1-2-Kindsystem, das in den wertvolleren Volksschichten praktiziert wird, wäh-
rend die schlechteren und minderwertigeren Bodenschichten sich relativ stark ver-
mehren, muß zu einer Verschlechterung der Rasse und Entartung des Volkes führen. 
Die vermögenden Klassen, besonders deren Frauen, weisen eine immer größere Nei-




ihre Pflichten ihrem eigenen Volk gegenüber. Der ausgeprägte Individualismus unse-
rer Zeit, die hohen Ansprüche an das Leben und damit einhergehend eine entschiede-
ne Überschätzung der umgestaltenden Kraft der Umwelt und der Erziehung sind wich-
tige Ursachen dafür. Die Öffentlichkeit des Landes und die Politik tragen eine reichli-
che Schuld. 
7. Industrie und Wirtschaft beanspruchen, wenigstens zeitweise, vermehrte und neuere 
Arbeitskraft. Auf Grund der zu niedrigen Nativität im eigenen Land, z. B. in Frank-
reich und bald auch bei uns, müssen fremde Volkselemente schlechter Rassen gerufen 
werden, teils in dieser Absicht, teils um das Land gegen äußere Feinde zu verteidigen. 
Ein ähnlicher Zustand herrschte im alten Rom während dessen Niedergang. Es entste-
hen Rassenmischungen, die zu einem Mischvolk von schlechter Beschaffenheit führen. 
Das zerstört früher oder später die alte Kultur des Landes. Chaos und Anarchie ent-
stehen. Andere Völker drängen hinein, und schließlich wird das ältere Kulturvolk aus-
gelöscht. 
8. Es liegt sicherlich im Rahmen des Möglichen, ernsthaft den Kampf gegen die dro-
henden und Verderben bringenden Faktoren aufzunehmen. Das setzt allerdings vo-
raus, daß alle guten Bürger in einem Land, unabhängig von sozialen, politischen und 
religiösen Standpunkten, ihre Kräfte vereinen und für ein verheißungsvolles, gemein-
sames Ziel zusammenarbeiten, die Verteidigung des eigenen Volkes gegen innere Ge-
sellschaftsauflösung und rassenentartende Tendenzen. 
Hierzu sind guter Wille und Zusammenhalt, wirtschaftliche Opferbereitschaft, bes-
sere Moral samt wahrer Menschenliebe gefordert.“ (Etzemüller 2007, 38, 39, Herv. 







Anlage 3 : Einflussfaktoren 




Quelle: Hülskamp 2005, 38 
Die Abbildung verdeutlicht die reziproke Komplexität der Einflussfaktoren auf das Fertili-
tätsverhalten. (vgl. Hülskamp 2005, 38)
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 Anmerkung: „Ringe mit fett gedruckter Schrift stellen direkte Einflussfaktoren dar, Ringe mit normaler Schrift 
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